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Gesetz vom 30. Oktober 2008 uber die Kinderbetreuung im Burgenland (Burgenlandisches Kinderbil-
dungs- und -betreuungsgesetz 2009 - Bgld. KBBG 2009) (XIX. Gp. IA 955 AB 955)

Gesetz vom 30. Oktober 2008, mit dem das Bgld. Kindergarten- und Hortedienstrechtsgesetz gedndert
wird (XIX. Gp. IA 954 AB 954)

Gesetz vom 30. Oktober 2008, mit dem das Burgenlandische Jugendwohlfahrtsgesetz gedndert wird
(XIX. Gp. IA 940 AB 959)

Gesetz vom 30. Oktober 2008, mit dem das Gesetz Uber die Zuweisung von Landesbediensteten und
die Ubertragung von Aufgaben an die Krankenanstaltengesellschaft m.b.H. Burgenland geandert wird
(XIX. Gp. RV 913 AB 957)

Gesetz vom 30. Oktober 2008, mit dem das Gesetz tber die Burgenlandische Gesundheits- und
Patientenanwaltschaft gedndert wird (X1X. Gp. RV 931 AB 958)

Gesetz vom 30. Oktober 2008 mit dem das Burgenlandische Luftreinhalte- und Heizungsanlagen-
gesetz 1999 geandert wird (XIX. Gp. RV 893 AB 956)

[CELEX Nr. 320020091, 320030109, 320040038, 32005L.0036]

7. Gesetz vom 30. Oktober 2008 Uber die Kinderbetreuung im Burgenland (Burgen-
landisches Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz 2009 - Bgld. KBBG 2009)

Der Landtag hat beschlossen:
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1. Abschnitt
Allgemeine Bestimmungen

81
Praambel und Ziele

(1) Das Land Burgenland bekennt sich zur qualitatsvollen Bildung, Erziehung, Betreuung und Pflege
fiir alle Kinder, die im Burgenland leben. Jede Kinderbetreuung nach diesem Gesetz hat unter Beachtung
anerkannter Erziehungsgrundsatze dem Wohl des Kindes zu dienen.

(2) Ziele dieses Gesetzes sind daher:

1. die Sicherstellung hoher padagogischer Bildungsqualitit unter Beriicksichtigung aktueller wissen-
schaftlicher Erkenntnisse,

2. die Verbesserung der Vereinbarkeit von Familie und Beruf, um die faktische Gleichbehandlung
und Gleichstellung der Geschlechter zu erméglichen,

3. die Unterstuitzung und Ergénzung der Familien in ihren Erziehungs- und Pflegeaufgaben und

4. die Weiterentwicklung des Kinderbetreuungsangebots im Sinne einer qualifizierten Bedarfsplanung.

(3) Zur Erreichung der Ziele dieses Landesgesetzes dienen auch die Bestimmungen des Burgenlan-
dischen Jugendwohlfahrtsgesetzes Uber die Betreuung von Minderjahrigen unter 16 Jahren fir einen Teil
des Tages durch Tagesmutter oder Tagesvater (Tagesbetreuung).

§2
Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen

(1) Im Sinne dieses Landesgesetzes gelten als:

1. Kinderbetreuungseinrichtung: Eine Einrichtung zur regelmafigen vor- und auferschulischen
Bildung, Erziehung, Betreuung und Pflege von Kindern und Jugendlichen bis zur Vollendung des
Pflichtschulalters in Gruppen fiir einen Teil des Tages in dafiir geeigneten Rdumlichkeiten und
durch das daftr fachlich geeignete Personal;

2. Kinderkrippengruppe: Eine Gruppe einer Kinderbetreuungseinrichtung, welche sich tiberwiegend
aus Kindern unter zweieinhalb Lebensjahren zusammensetzt;

3. Kindergartengruppe: Eine Gruppe einer Kinderbetreuungseinrichtung, welche sich tberwiegend
aus Kindern ab zweieinhalb Lebensjahren, bei Bestehen eines Kinderkrippenplatzes in den jewei-
ligen Gemeinden aus Kindern ab drei Lebensjahren, bis zur Einschulung zusammensetzt;
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4. Alterserweiterte Kindergartengruppe: Eine Gruppe einer Kinderbetreuungseinrichtung, welche
sich aus Kindern ab eineinhalb Lebensjahren und Kindern im volksschulpflichtigen Alter zu-
sammensetzt;

5. Hortgruppe: Eine Gruppe einer Kinderbetreuungseinrichtung, welche sich aus Kindern im schul-
pflichtigen Alter zusammensetzt;

6. Integrationsgruppe: Kinderkrippen-, Kindergarten- oder Hortgruppe, welche sich aus Kindern
mit erhéhtem und Kindern ohne erhéhten Forderbedarf zusammensetzt;

7. heilpadagogische Gruppe: Kindergarten- oder Hortgruppe, welche sich aus Kindern mit erh6htem

Forderbedarf zusammensetzt;

. Eltern: Vater, Mutter oder sonstige Erziehungsberechtigte eines Kindes;

. Rechtstrager: Eine natiirliche oder juristische Person, welche die finanzielle, personelle und
raumliche Vorsorge einschlielich der entsprechenden Ausstattung und der erforderlichen Bil-
dungsmittel fir den laufenden Betrieb einer Kinderbetreuungseinrichtung trifft. Dazu zahlen so-
wohl 6ffentliche als auch private Rechtstréger;

10. Offentlicher Rechtstrager: Gemeinde oder Gemeindeverband, deren oder dessen Aufgaben im

Sinne dieses Landesgesetzes im eigenen Wirkungsbereich zu besorgen sind;

11. Privater Rechtstrager: Alle Rechtstréger aulier 6ffentliche Rechtstrager;

12. P&dagogische Fachkraft: Eine Person, welche die jeweiligen fachlichen Anstellungserfordernisse
gemé&l 88 1 und 2 Gesetz lber die fachlichen Anstellungserfordernisse fiir Kindergartner(innen)
und Erzieher(innen) erfillt;

13. Errichtung: Die Griindung einer Kinderbetreuungseinrichtung in einer bestimmten Organisations-
form einschlielich der Festlegung ihrer &rtlichen Lage (Sitz);

14. Stilllegung: Die vorlaufige Einstellung des Betriebs einer Kinderbetreuungseinrichtung und

15. Auflassung: Die endgliltige Einstellung des Betriebs einer Kinderbetreuungseinrichtung.

(2) Dieses Landesgesetz gilt nicht fur die Bildung, Erziehung, Betreuung und Pflege von Kindern
1. in Ubungskindergérten und Ubungshorten, die einer 6ffentlichen Schule oder einer Privatschule

mit Offentlichkeitsrecht zum Zweck lehrplanméRig vorgesehener Ubungen eingegliedert sind;

. im Rahmen des Schulbetriebs einschliellich des Betreuungsteils ganztégiger Schulformen;

. in Schuler- und Lehrlingsheimen;

. in Kindergruppen, die in Eigenverantwortung der Eltern gefiihrt werden;

. in Kinder- und Jugendgruppen der aulerschulischen Jugenderziehung und

. in Einrichtungen, in denen Kinder nur stundenweise betreut werden oder deren Offnungszeit
wdochentlich weniger als 20 Stunden betragt.

(3) Im Zusammenhang mit der Kinderbetreuung ist die Fiihrung der Bezeichnungen ,,Kinderkrippe*,
»Kindergarten“ oder ,,Hort* alleine oder in Verbindung mit anderen Begriffen nur fir Kinderbetreuungs-
einrichtungen der jeweiligen Organisationsform im Sinne dieses Landesgesetzes zul&ssig.

© 0o
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8§83
Grundsatze

(1) Die Bildung, Erziehung, Betreuung und Pflege von Kindern in Kinderbetreuungseinrichtungen er-
folgt familienergdnzend und familienunterstiitzend in Zusammenarbeit zwischen Eltern, Personal und
Rechtstréger unter besonderer Beriicksichtigung des Kindeswohls.

(2) In Kinderbetreuungseinrichtungen erfolgt die Bildung, Erziehung, Betreuung und Pflege von Kin-
dern mit erh6htem Forderbedarf gemeinsam mit Kindern ohne erhéhten Férderbedarf (Integration).

(3) Die Inanspruchnahme einer Kinderbetreuungseinrichtung ist freiwillig.

(4) Kinderbetreuungseinrichtungen sind grundsétzlich ohne Unterschied der Geburt, des Geschlechts,
der Rasse, des Standes, der Sprache und des Bekenntnisses der Kinder allgemein zuganglich. Bei Kinder-
betreuungseinrichtungen privater Rechtstrager kann die Zuganglichkeit auf Kinder der Angehérigen eines
bestimmten Betriebs beschrankt und von der Leistung eines Beitrags abhéngig gemacht werden.

(5) Die Rechtsbeziehungen zwischen Eltern und Kindern zum Rechtstrager sind privatrechtlicher Natur.

(6) Der Rechtstrager kann einen hochstens kostendeckenden Beitrag einheben, wobei der Betrieb einer
Kinderbetreuungseinrichtung nicht der Erzielung eines Gewinns dienen darf.
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§4
Versorgungsauftrag

(1) Die Gemeinden haben mit Unterstitzung des Landes bedarfsgerecht dafir Sorge zu tragen, dass
flachendeckend fiir jedes Kind innerhalb ihres Gemeindegebiets oder auRRerhalb desselben (gemeinde-
Ubergreifend) ein Kinderbetreuungsplatz in einer Kinderbetreuungseinrichtung gemal § 2 Abs. 1 Z 1 zur
Verfiligung steht. Dies gilt auch fir Kinder mit erhéhtem Forderbedarf. Dabei ist insbesondere auf die
Berufstatigkeit der Eltern Bedacht zu nehmen.

(2) Als Teil des bedarfsgerechten Platzangebots haben die Rechtstrdger von Kinderbetreuungs-
einrichtungen, die langer als bis 13 Uhr offen gehalten werden, ein Mittagessen fir die Kinder anzubieten.

§5
Bedarfserhebung und Entwicklungskonzept

(1) Die Gemeinden haben jahrlich bis spatestens 31. Janner des laufenden Arbeitsjahres gemaf § 16,
ausgehend vom Bestand an Kinderbetreuungsplatzen, die fir Kinder mit Hauptwohnsitz in der Gemeinde
zur Verfugung stehen, den zukinftigen Bedarf an Kinderbetreuungsplétzen fiir den Zeitraum der jeweils
folgenden drei Jahre zu erheben. Auf Basis des zukiinftigen Bedarfs ist jahrlich bis zum 15. Februar des
laufenden Arbeitsjahres gemal § 16 ein Entwicklungskonzept festzulegen. Das Entwicklungskonzept ist
dem Land zur Kenntnis zu bringen. Dabei sind jedenfalls

1. die Art und die jeweilige Anzahl der Kinderbetreuungsplitze sowie die angebotenen Offnungs-
zeiten und allfallige sonstige Betreuungsangebote zu berticksichtigen;

2. die Rechtstrager, die in der Gemeinde eine Kinderbetreuungseinrichtung betreiben, in geeigneter
Form einzubinden, wobei diese auch mitzuwirken haben, und

3. die ortlichen Gegebenheiten, insbesondere die Bevdlkerungs-, die Wanderungs- und Geburten-
bilanz sowie die Entwicklung des Siedlungsraums und der Beschéftigungszahlen zu beriick-
sichtigen.

(2) Fiir das Entwicklungskonzept gelten folgende Grundsatze:

1. Die Mdglichkeiten gemeindeubergreifender Zusammenarbeit sind zu beriicksichtigen.

2. Die Gemeinden konnen von eigenen Vorkehrungen absehen, soweit die erforderlichen Kinder-
betreuungsplatze von privaten Rechtstradgern zumindest in gleich geeigneter Weise wie von Ge-
meinden geschaffen werden kdnnen.

86
Fachberatung fiir Integration

(1) Das Land hat in Abstimmung mit dem jeweiligen Rechtstrager die fir die Integration in Kinder-
betreuungseinrichtungen erforderliche Fachberatung sicherzustellen.

(2) Der Fachberatung obliegen folgende Aufgaben:
1. Feststellung des Integrationsbedarfs und Zuteilung der verfugbaren Integrationsstunden;
2. Beratung und Unterstilitzung der Rechtstrager, padagogischen Fachkrafte und Eltern in Integra-
tionsangelegenheiten.

(3) Zur Erfiillung der Aufgaben nach Abs. 2 kann sich das Land geeigneter Dritter, wie mobile heilpa-
dagogische Beratungs- und Betreuungsdienste, welche die emotionale, geistige und sprachliche Entwick-
lung von Kindern mit erhéhtem Forderbedarf sowie deren Motorik und Wahrnehmung unterstitzen, be-
dienen. Hinsichtlich der Erfullung der Aufgaben ist zwischen dem Land und dem geeigneten Dritten eine
entsprechende vertragliche Vereinbarung zu treffen.

(4) Geeignete Dritte gemaB Abs. 3 haben die Aufgabe, zur Erganzung und Vertiefung der Arbeit Kin-
der, die eine Kinderbetreuungseinrichtung, insbesondere Integrationsgruppen, besuchen, zu betreuen und
individuell zu férdern oder fur die geeignete Forderung, jedenfalls durch heilpddagogische Betreuung,
Unterstltzung der p&ddagogischen Fachkréafte bei der Betreuung durch Mitarbeit in der Gruppe und Bera-
tung, Einflussnahme auf das soziale Klima unter den Kindern in der Gruppe zur gegenseitigen Akzeptanz
sowie Beratung der Eltern in der Betreuung und Férderung der Kinder zu sorgen. Dariiber hinaus kénnen
Kinder mit erhdhtem Férderbedarf einbezogen werden, die - aus welchen Grinden immer - keine Auf-
nahme in einer Kinderbetreuungseinrichtung gefunden haben.

(5) Geeignete Dritte gemall Abs. 3 unterliegen der Kontrolle der Landesregierung. Die Kontrolle ist
dahingehend auszuiiben, dass die Leistungen gesetzeskonform, fachgerecht, wirtschaftlich und zweckma-
Rig erbracht werden. Hinsichtlich der Erbringung von Leistungen nach Abs. 4 umfasst die Kontrolle auch
die Einhaltung der vertraglichen Vereinbarungen.
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(6) Der Rechtstrager kann je nach den 6rtlichen Gegebenheiten padiatrische und psychologische Un-
tersuchungen oder Beratungen und nétigenfalls Therapien fur die in der Kinderbetreuungseinrichtung
aufgenommenen Kinder ermdglichen. Die Vornahme derartiger Mainahmen darf nur nach vorherigem
Einvernehmen mit einem von der Landesregierung zur Ausiibung der padagogischen Aufsicht betrauten
Organ und nicht gegen den Willen der Eltern erfolgen.

§7
Gemischtsprachige Kinderbetreuungseinrichtungen

(1) In nachstehenden Gemeinden des Burgenlandes und deren Ortsverwaltungsteilen mit kroatischer,
ungarischer oder gemischter Bevdlkerung, in denen eine Kinderbetreuungseinrichtung errichtet ist, ist die
jeweilige VVolksgruppensprache (Kroatisch oder Ungarisch) zusatzlich zur deutschen Sprache in der Kin-
derbetreuungseinrichtung, und zwar

1. die kroatische Sprache:

a) im politischen Bezirk Eisenstadt-Umgebung:
Hornstein, Klingenbach, Oslip, Siegendorf, Steinbrunn, Trausdorf an der Wulka, Wulkapro-
dersdorf, Zagersdorf und Zillingtal;

b) im politischen Bezirk Giissing:
Guttenbach, Hackerberg, Heiligenbrunn (im Ortsverwaltungsteil Reinersdorf), Heugraben,
Kukmirn (im Ortsverwaltungsteil Eisenhdittl), Neuberg im Burgenland und Stinatz;

¢) im politischen Bezirk Mattersburg:
Antau, Baumgarten und DraRburg;

d) im politischen Bezirk Neusiedl am See:
Neudorf, Pama und Parndorf;

e) im politischen Bezirk Oberpullendorf:
Frankenau-Unterpullendorf, GroRwarasdorf, Kaisersdorf, Nikitsch und Weingraben;

f) im politischen Bezirk Oberwart:
Markt Neuhodis (im Ortsverwaltungsteil Althodis), Rotenturm an der Pinka (im Ortsverwal-
tungsteil Spitzzicken), Schachendorf, Schandorf und Weiden bei Rechnitz;

2. die ungarische Sprache:
a) im politischen Bezirk Oberpullendorf:
Oberpullendorf
b) im politischen Bezirk Oberwart:
Rotenturm an der Pinka (im Ortsverwaltungsteil Siget in der Wart), Oberwart und Unterwart.

(2) Die kroatische und ungarische Volksgruppensprache kann zusétzlich zum Deutschen auch in Kin-
derbetreuungseinrichtungen von Gemeinden (Ortsverwaltungsteilen) des Burgenlandes gefiihrt werden,
die nicht unter Abs. 1 fallen, wenn dies mindestens 25 vH der Eltern bei der Anmeldung ihrer Kinder in
der Kinderbetreuungseinrichtung in einer solchen Gemeinde (einem solchen Ortsverwaltungsteil) verlangen.

(3) Ein Kind kann jedoch nur mit Willen seiner Eltern verhalten werden, die betreffende Volksgrup-
pensprache in der Kinderbetreuungseinrichtung zu gebrauchen.

(4) Soweit in Kinderbetreuungseinrichtungen, in denen die Voraussetzungen gemaR Abs. 1 und 2 vor-
liegen, nicht zumindest eine padagogische Fachkraft beschaftigt ist, die auch Uber die erforderlichen
Kenntnisse der betreffenden Volksgruppensprache verfugt, oder sonstige Griinde es erfordern, hat das
Land - sofern dies nicht durch eine andere Gebietskorperschaft erfolgt - sowohl in Kinderbetreuungs-
einrichtungen offentlicher Rechtstrager, in denen die Voraussetzungen gemals Abs. 1 und 2 vorliegen, als
auch in Kinderbetreuungseinrichtungen privater Rechtstrager, in denen die Voraussetzungen geméR
Abs. 1 vorliegen, flr die Beistellung einer padagogischen Fachkraft zu sorgen, die neben den Erfordernis-
sen gemall § 14 Abs. 2 erster und zweiter Satz nachweislich auch Uber Kenntnisse der betreffenden
Volksgruppensprache verfligt.

(5) Sowohl der &ffentliche Rechtstrager von Kinderbetreuungseinrichtungen, in denen die Voraus-
setzungen gem&lR Abs.1 und 2 vorliegen, als auch der private Rechtstrdger von Kinderbetreuungs-
einrichtungen, in denen die Voraussetzungen gemal? Abs. 1 vorliegen, hat zumindest eine padagogische
Fachkraft zu bestellen, die nachweislich auch tber die Kenntnisse der betreffenden Volksgruppensprache
verflgt.

(6) Sofern einer Bestellung nach Abs. 5 besonders beriicksichtigungswirdige Grlinde - insbesondere
bei Mangel an geeigneten Bewerberinnen oder Bewerbern oder bei bestehenden Dienstverhéltnissen mit
anderen pé&dagogischen Fachkraften - entgegenstehen, ist Abs. 4 anzuwenden. Diesfalls hat eine bestellte
padagogische Fachkraft den Nachweis Uber die Kenntnisse der betreffenden Volksgruppensprache binnen
zwei Jahren ab dem Zeitpunkt der Beistellung einer pddagogischen Fachkraft zu erbringen.
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(7) Ist eine Beistellung einer padagogischen Fachkraft gemaR Abs. 4 bis 6 nicht mdéglich, hat der
Rechtstrager in Abstimmung mit der padagogischen Aufsicht gemaR § 30 vorlbergehend eine Helferin
oder einen Helfer einzusetzen, die oder der neben den Erfordernissen geméal § 14 Abs. 2 letzter Satz
nachweislich auch Uber Kenntnisse der betreffenden Volksgruppensprache verfugt. Die Landesregierung
bestimmt durch Verordnung diesbezigliche ndhere Bestimmungen.

(8) Wird der Nachweis der bestellten padagogischen Fachkraft (iber die Kenntnisse der betreffenden
Volksgruppensprache nicht innerhalb des Zeitraums gemé&R Abs. 6 erbracht, hat sowohl der 6ffentliche
Rechtstrédger von Kinderbetreuungseinrichtungen, in denen die Voraussetzungen gemdafR Abs. 1 und 2
vorliegen, als auch der private Rechtstrdger von Kinderbetreuungseinrichtungen, in denen die Voraus-
setzungen gemdl Abs. 1 vorliegen, nach Ablauf dieser zwei Jahre die forthin entstehenden Kosten fiir die
erforderliche Beistellung der pddagogischen Fachkraft zu tragen.

(9) Der Gebrauch der in Betracht kommenden Volksgruppensprache hat bei Vorliegen der in Abs. 1
und 2 genannten Voraussetzungen im erforderlichen Ausmal3, mindestens jedoch zwdlf Stunden in der
Woche zu erfolgen. Soweit nicht zwingende organisatorische Griinde entgegenstehen, ist fur die Betreu-
ung in der Volksgruppensprache tunlichst an jedem Tag, an dem die Kinderbetreuungseinrichtung geoff-
net ist, eine Stunde zu verwenden. Die Landesregierung bestimmt durch Verordnung die naheren Vor-
schriften Gber Art und AusmaR der Verwendung der in Betracht kommenden Volksgruppensprache und
die néheren Voraussetzungen fur die Einstellung der in Abs. 4 genannten padagogischen Fachkréfte.

2. Abschnitt
Organisation

§8
Aufgaben

(1) Kinderbetreuungseinrichtungen haben die Aufgabe,

1. jedes Kind seinem Entwicklungsstand entsprechend unter Beriicksichtigung allgemein anerkann-
ter Grundsatze der Bildung, Erziehung, Betreuung und Pflege sowie der Erkenntnisse der ein-
schldgigen Wissenschaften zu férdern und

2. die Selbstkompetenz der Kinder zu starken und zur Entwicklung der Sozial- und Sachkompetenz
beizutragen.

(2) Bei der Erfullung dieser Aufgaben ist darauf Bedacht zu nehmen, dass alle Bildungsangebote
altersgeméRen Lernformen entsprechen und die Sozialisation der Kinder in einer Gruppe sichergestellt ist.

(3) Die Aufgaben sind wahrzunehmen, indem

. auf die Entwicklung grundlegender ethischer und religiéser Werte Bedacht genommen wird,

. die Fahigkeiten des eigenstandigen Denkens gefordert werden,

. die sprachlichen Fahigkeiten der Kinder zur Entfaltung gebracht werden,

. die schopferischen Féhigkeiten der Kinder zur Entfaltung gebracht werden,

. auf die korperliche Pflege und Gesundheit der Kinder geachtet und die motorische Entwicklung
unterstiitzt wird und

6. praventive MaRnahmen zur Verhitung von Fehlentwicklungen gesetzt werden.

(4) Kinderkrippengruppen haben bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben auf die emotionale, soziale,
kognitive, sprachliche und motorische Entwicklung besonders Bedacht zu nehmen und den Kindern in
altersgemalier Weise Werte zu vermitteln.

(5) Kindergartengruppen haben (iber Abs. 1 bis 3 hinaus die Aufgabe, die Kinder auf den Schuleintritt
vorzubereiten. Dabei ist mit der Schule, welche die Kinder voraussichtlich besuchen werden, zusammen-
zuarbeiten. In alterserweiterten Kindergartengruppen sind hinsichtlich der Kinder unter drei Jahren die
Aufgaben der Kinderkrippe und hinsichtlich der Kinder im volksschulpflichtigen Alter die Aufgaben des
Horts zu erfullen.

(6) Hortgruppen haben tber Abs. 1 bis 3 hinaus die Aufgabe, die Erziehung der Kinder durch die
Schule zu unterstitzen und zu ergénzen. Die padagogischen Fachkréfte haben mit den Lehrkraften der
Kinder zusammenzuarbeiten. Dabei sind Mdglichkeiten und Hilfen zur Erfullung schulischer Aufgaben
unter Anwendung aktueller Lerntechniken zu bieten und Rahmenbedingungen fiir eine sinnvolle Freizeit-
gestaltung zu schaffen.

(7) Integrationsgruppen haben die Aufgabe Kinder, die in ihrer krperlichen, geistigen oder seelischen
Entwicklung beeintrachtigt sind, nach den im Abs. 1 geltenden Zielsetzungen nach wissenschaftlichen,
insbesondere heilpadagogischen und praxisbezogenen Grundsatzen in einer Gruppe mit nicht beeintrach-
tigten Kindern zu betreuen und zu fordern.

O wWwNBE
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(8) Heilpadagogische Gruppen haben die Aufgaben von Kinderbetreuungseinrichtungen unter Be-
dachtnahme auf Art und Grad der Beeintrachtigung der Kinder nach allgemein anerkannten Erkenntnis-
sen der Heilpadagogik zu erfillen.

§9
Besuchsrecht gesetzlich anerkannter Kirchen und Religionsgesellschaften
Den gesetzlich anerkannten Kirchen und Religionsgesellschaften steht das Besuchsrecht bei den Kin-

dern ihres Bekenntnisses in der Kinderbetreuungseinrichtung zu. VVor jedem Besuch ist das Einvernehmen
mit der zusténdigen Leitung herzustellen.

8§10
Sprachliche Frihférderung

(1) Bei der Vorbereitung der Kinder in Kindergartengruppen auf den Schuleintritt ist insbesondere auf
den Bereich der sprachlichen Friihférderung Bedacht zu nehmen, um die bestmdéglichen Voraussetzungen
fiir den Schulbesuch zu schaffen.

(2) Bei der Sprachstandsfeststellung ist ein geeignetes, wissenschaftlich erprobtes Instrumentarium
anzuwenden, welches eine eindeutige Aussage Uber den allfélligen Bedarf sprachlicher Friihférderung
ermoglicht.

(3) Die Rechtstrager haben dafiir Sorge zu tragen, dass in den Kindergarten zumindest eine padagogi-
sche Fachkraft den Lehrgang fir sprachliche Frihférderung besucht.

8§11
Padagogisches Konzept

(1) Jede Kinderbetreuungseinrichtung hat ihre Aufgaben auf der Grundlage eines padagogischen Kon-
zepts wahrzunehmen, das vom Rechtstrdger in Abstimmung mit den padagogischen Fachkraften nach
dem aktuellen Stand der einschldgigen Wissenschaften, insbesondere Padagogik, Psychologie, Erzie-
hungswissenschaft und Qualitatsforschung zu erstellen ist.

(2) Das pédagogische Konzept hat Aussagen zur Orientierungs-, Struktur- und Prozessqualitét zu ent-
halten und darf den Bestimmungen dieses Landesgesetzes nicht widersprechen.

(3) Das padagogische Konzept muss in der Kinderbetreuungseinrichtung aufliegen. Den Eltern und
dem von der Landesregierung zur Ausubung der paddagogischen Aufsicht betrauten Organ ist auf Verlan-
gen die Einsichtnahme in das padagogische Konzept zu ermdglichen.

8§12
Organisationsform

(1) In Kinderbetreuungseinrichtungen werden entweder Kinderkrippen-, Kindergarten-, alterserwei-
terte Kindergarten- oder Hortgruppen gefiihrt. Die Kombination von Gruppen unterschiedlicher Arten
von Kinderbetreuungseinrichtungen unter einer gemeinsamen Leitung ist zulassig.

(2) Kinderbetreuungseinrichtungen sind ganzjahrig zu betreiben und an mindestens fiinf Tagen pro
Woche offen zu halten.

8§13
Gruppengrofe

(2) In allen Gruppen der Kinderbetreuungseinrichtungen ist eine Mindestanzahl von vier Kindern er-
forderlich.

(2) In Kinderkrippengruppen dirfen hichstens 15 Kinder aufgenommen werden. Eine Uberschreitung
der Gruppenhdchstzahl ist nicht zulassig.

(3) In Kindergartengruppen dirfen grundsatzlich héchstens 25 Kinder aufgenommen werden. Bei der
Feststellung dieser Zahl zahlen Kinder, die das dritte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, eineinhalb-
fach. Eine Uberschreitung der Hochstzahl ist bis zum Beginn des nachsten Arbeitsjahres zulassig, wenn
es dazu wéhrend des Arbeitsjahres aus nicht dem Entwicklungskonzept vorhersehbaren Griinden kommt.

(4) In Hortgruppen diirfen grundsétzlich hochstens 25 Kinder aufgenommen werden. Eine Uber-
schreitung der Hochstzahl ist bis zum Beginn des néchsten Arbeitsjahres zuléssig, wenn es dazu wéhrend
des Arbeitsjahres aus nicht dem Entwicklungskonzept vorhersehbaren Griinden kommt.
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(5) In alterserweiterten Kindergartengruppen dirfen grundsétzlich hdchstens 25 Kinder aufgenommen
werden. Bei der Feststellung dieser Zahl z&hlen Kinder, die das dritte Lebensjahr noch nicht vollendet
haben, und schulpflichtige Kinder eineinhalbfach. Eine Uberschreitung der Hochstzahl ist bis zum Beginn
des nachsten Arbeitsjahres zuldssig, wenn es dazu wahrend des Arbeitsjahres aus nicht dem Entwick-
lungskonzept vorhersehbaren Griinden kommt.

(6) In einer heilpadagogischen Gruppe diirfen hichstens fiinf Kinder angemeldet werden. Eine Uber-
schreitung der Gruppenhdchstzahl ist nicht zul&ssig.

(7) In einer Integrationsgruppe dtrfen héchstens drei Kinder mit erhohtem Forderbedarf angemeldet
werden. Die Beurteilung obliegt der Fachberatung fur Integration gemaR 8 6. Eine Uberschreitung der
Gruppenhdchstzahl ist nicht zul&ssig.

8§14
Personaleinsatz

(1) Der Personaleinsatz ist auf das Alter der Kinder, die GruppengréRe und die Gruppenzusammen-
setzung, bei Integrationsgruppen auch auf die Art und den Grad des erhéhten Forderbedarfs abzustimmen
und im padagogischen Konzept gemaR § 11 darzustellen sowie mit der Landesregierung abzustimmen.

(2) Der Rechtstrager hat die erforderlichen p&dagogischen Fachkréfte, die fiir die Mitarbeit in der
Gruppe erforderlichen Helferinnen oder Helfer, die fiir die Integration erforderlichen padagogischen
Fachkréfte und das notwendige Hauspersonal zu bestellen. Das Personal muss eigenberechtigt sowie
kdrperlich, personlich und fachlich fir die jeweilige Téatigkeit geeignet sein. Helferinnen oder Helfer
haben einen erfolgreichen Abschluss einer facheinschldgigen Grundausbildung von mindestens 200 Stun-
den oder die Ausbildung zur Tagesmutter oder zum Tagesvater nachzuweisen. Von der Erfullung dieser
Voraussetzung ist abzusehen, wenn Helferinnen oder Helfer am 5. September 2005 das 45. Lebensjahr
vollendet und 15 Jahre in einem Dienstverhaltnis als Helferin oder Helfer zugebracht haben.

(3) In allen Kinderbetreuungseinrichtungen ist zumindest eine p&dagogische Fachkraft pro Gruppe
einzusetzen.

(4) In eingruppigen Kindergérten, in eingruppigen alterserweiterten Kindergérten und in eingruppigen
Horten ist zusatzlich zur padagogischen Fachkraft gemal Abs. 3 mindestens eine Helferin oder ein Helfer
fiir mindestens die Halfte der Offnungszeit pro Gruppe, mindestens aber im Beschaftigungsausmaf von
10 Wochenstunden, einzusetzen. In mehrgruppigen Kindergarten, mehrgruppigen alterserweiterten Kin-
dergarten und in mehrgruppigen Horten ist fur eine Gruppe zusétzlich zur padagogischen Fachkraft ge-
maR Abs. 3 mindestens eine Helferin oder ein Helfer fiir mindestens die Halfte der Offnungszeit pro
Gruppe, mindestens aber im Beschéftigungsausmal von 20 Wochenstunden, einzusetzen; fir jede weitere
Gruppe ist zusatzlich zur padagogischen Fachkraft gemaR Abs. 3 mindestens eine Helferin oder ein Hel-
fer im Beschaftigungsausmal? von mindestens 10 Wochenstunden einzusetzen.

(5) In Kinderkrippengruppen ist zusatzlich zur padagogischen Fachkraft gemaR Abs. 3 mindestens eine
Helferin oder ein Helfer pro Gruppe einzusetzen. Die Gesamtanzahl des Personals ist mit der pédagogi-
schen Aufsicht gemaR § 30 abzustimmen.

(6) In Integrationsgruppen ist grundsétzlich zusatzlich zur p&dagogischen Fachkraft gemall Abs. 3
mindestens eine Helferin oder ein Helfer pro Gruppe einzusetzen; wenn ein entsprechendes Gutachten der
Fachberatung der Integration gemé&R § 6 vorliegt, ist fur die erforderliche Anzahl an Integrationsstunden
eine weitere padagogische Fachkraft einzusetzen.

(7) In Heilpadagogischen Gruppen ist zusatzlich zur padagogischen Fachkraft gemaR Abs. 3 mindes-
tens eine Helferin oder ein Helfer pro Gruppe einzusetzen.

(8) Der Personaleinsatz gemaR Abs. 3 bis 7 gilt jedenfalls fir die im § 17 Abs. 2 festgelegte Offnungszeit.

(9) Bei Uberschreitung der Gruppenhdchstzahl gemaR § 13 Abs. 3 bis 5 ist zusétzlich zu dem in die-
sen Bestimmungen angegebenen Personal entweder eine Tagesmutter oder ein Tagesvater gemal § 22a
Burgenlé&ndisches Jugendwonhlfahrtsgesetz, LGBI. Nr. 32/1992, zuletzt ge&ndert durch LGBI. Nr. 9/20009,
oder eine Helferin oder ein Helfer fir die Zeit der Uberschreitung einzusetzen.

(10) Wird eine Kinderbetreuungseinrichtung mit mehr als drei Gruppen gefihrt, ist eine weitere péda-
gogische Fachkraft einzusetzen.

(11) Wird in der Kinderbetreuungseinrichtung Mittagessen verabreicht, ist fur diese Zeit eine Helferin
oder ein Helfer einzustellen; diese Verpflichtung entfallt, sofern fur diese Zeit eine p&dagogische Fach-
kraft oder eine Helferin oder ein Helfer gemal Abs. 3 bis 6 zur Verfiigung steht.
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(12) In alterserweiterten Kindergartengruppen und in Hortgruppen kann der Rechtstrager fur die Lern-
zeiten anstatt der padagogischen Fachkraft eine Lehrkraft mit Eignung zum Unterricht an Volks- oder
Hauptschulen einsetzen.

(13) Die padagogische Betreuung der Kinder obliegt der padagogischen Fachkraft. Auferhalb der
Mindestoffnungszeit geméaR § 17 Abs. 2 ist die Helferin oder der Helfer befugt, die Kinder bis zu 60 Mi-
nuten ab dem jeweiligen Beginn oder in den 60 Minuten vor dem jeweiligen Ende der Offnungszeit der
Kinderbetreuungseinrichtung zu beaufsichtigen.

(14) Im Falle der Abwesenheit der padagogischen Fachkraft infolge Krankheit oder sonstiger triftiger
Grlnde ist die Helferin oder der Helfer auf Anordnung des Rechtstragers befugt, fur einen Zeitraum von
hdchstens funf aufeinander folgenden Tagen die padagogische Betreuung der Kinder in der betreffenden
Gruppe zu tbernehmen.

8§15
Betreuung durch Tagesmutter oder Tagesvater

Wenn eine Kinderbetreuung wegen einer zu geringen Kinderzahl von bis zu vier Kindern in den ge-
mak § 16 Abs. 3 festgelegten Ferien nicht stattfinden kann, so kann fir diese Kinder eine Betreuung
durch eine Tagesmutter oder einen Tagesvater gemal § 22a Burgenléndisches Jugendwohlfahrtsgesetz,
LGBI. Nr. 32/1992, zuletzt gedndert durch LGBI. Nr. 9/2009, in den Raumen der jeweiligen Kinder-
betreuungseinrichtung erfolgen. Die Tagesmutter oder der Tagesvater hat dabei mit dem Personal der
Kinderbetreuungseinrichtung zusammenzuarbeiten.

8§16
Arbeitsjahr und Ferien

(1) Das Arbeitsjahr ganzjahrig gefuhrter Kinderbetreuungseinrichtungen beginnt grundsétzlich jeweils
am ersten Montag im September und dauert bis zum Beginn des ndchsten Arbeitsjahres.

(2) Die Kinderbetreuungseinrichtungen sind an Sonntagen, an gesetzlichen Feiertagen sowie am
24. Dezember und am 31. Dezember geschlossen zu halten.

(3) Der Beginn eines Arbeitsjahres, die Hauptferien sowie die Weihnachts-, Oster- und Pfingstferien
sind unter Beriicksichtigung der jeweiligen 6rtlichen Bediirfnisse vom Rechtstrager festzulegen. Uberdies
kann der Rechtstrager nach Bedarf festlegen, eine Woche zwischen den zwei Schulhalbjahren (Semester-
ferien) geschlossen zu halten. Die Hauptferien dauern ununterbrochen vier Wochen. Der Rechtstrager
darf auch entsprechend dem Bedarf der Eltern langere oder kiirzere Hauptferien festsetzen oder von der
Festsetzung von Hauptferien absehen.

§17
Offnungszeiten
(1) Die Wochenéffnungszeit muss fiir Kinderbetreuungseinrichtungen mindestens 20 Stunden betragen.

(2) Die Tagesoffnungszeit von Kinderkrippen- und Kindergartengruppen muss mindestens von 8 Uhr
bis 12 Uhr und von Hortgruppen mindestens von 12 Uhr bis 16 Uhr festgesetzt sein. Eine andere, mindes-
tens gleich lange Offnungszeit ist zul&ssig.

(3) Ob Gruppen einer Kinderbetreuungseinrichtung langer als die Tageséffnungszeit gemal Abs. 2
geoffnet sind, entscheidet der Rechtstrdger auf Grundlage der Bedarfserhebung und des Entwick-
lungskonzepts der Standortgemeinde (8 5).

(4) Fir jede Gruppe einer Kinderbetreuungseinrichtung, die langer als die Tagesoffnungszeit gemaR
Abs. 2 gedffnet hat, darf der Rechtstrager die Offnungszeit in eine Kernzeit und Randzeiten fir Frih-
dienst und/oder Spatdienst unterteilen.

(5) Im Ubrigen hat der Rechtstrager bei der Festlegung der Offnungszeiten (einschlieBlich des Mittag-
essens) auf die Bediirfnisse der Kinder und deren Eltern sowie auf die Dienstzeit des Personals Bedacht
zu nehmen.

§18
Leitung

(1) Jede Gruppe einer Kinderbetreuungseinrichtung wird durch eine padagogische Fachkraft verant-
wortlich gefihrt.
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(2) Alle Gruppen einer Kinderbetreuungseinrichtung werden durch eine padagogische Fachkraft ge-
meinsam geleitet, die vom Rechtstrager bestellt wird. Ihr obliegt die p4ddagogische und administrative
Leitung der Kinderbetreuungseinrichtung.

§19
Ortliche Lage, bauliche Gestaltung und Einrichtung

(1) Die Gebaude, Raume und sonstigen Liegenschaften, die fur eine Kinderbetreuungseinrichtung
verwendet werden, haben beziglich ihrer ortlichen Lage, ihrer baulichen Gestaltung und ihrer Einrichtung
den Grundsétzen der Padagogik und Hygiene sowie den Erfordernissen der Sicherheit zu entsprechen.

(2) Die Liegenschaft hat unter Beriicksichtigung der ortlichen Verhéltnisse so groR zu sein, dass fir
jeden eingruppigen Kindergarten und Hort mindestens 600 m2, fir mehrgruppige Kindergarten- und
Hortgruppen mindestens 500 m2 und fur jede Kinderkrippengruppe mindestens 400 mz, zur Verfligung
stehen. Von der Kindergarten- und Hortliegenschaft dirfen hdchstens 30 %, von der Kinderkrippen-
liegenschaft hochstens 40 % der Grundflache verbaut werden. In begriindeten Ausnahmeféllen, bei-
spielsweise in dicht verbautem Siedlungs- oder Ortsgebiet, diirfen auch von der Kindergarten- und Hort-
liegenschaft hochstens 40 % der Grundflache verbaut werden. In die Liegenschaft kénnen auch geeignete
Grundflachen, die sich in unmittelbarer Nahe zum Gebaude der Kinderbetreuungseinrichtung befinden,
miteinbezogen werden.

(3) In jeder Kinderbetreuungseinrichtung sind fur jede Gruppe ein Gruppenraum und die erforderli-
chen Nebenrdume einzurichten. Jede Kinderbetreuungseinrichtung ist mit den zur Erfullung ihrer Aufga-
be erforderlichen Bildungsmitteln sowie mit einer geeigneten Aulenspielflache auszustatten. Als staatli-
che Symbole sind zumindest in jedem Gruppenraum ein Kreuz sowie das Bundes- und Landeswappen
und in jeder Kinderbetreuungseinrichtung ein Bild des Bundesprasidenten anzubringen.

(4) Die Landesregierung hat durch Verordnung das Né&here tber die bauliche Gestaltung, die GriRe,
die Belichtung, die Luftung, die Beheizung und die Einrichtung der Gebaude, Rdume und sonstigen Lie-
genschaften zu regeln.

(5) Die Gebdude, Rdume und sonstigen Liegenschaften, die fur eine Kinderbetreuungseinrichtung
verwendet werden, diirfen inner- und auBerhalb der Offnungszeit fiir andere Zwecke verwendet werden,
wenn dadurch der ordnungsgeméale Betrieb der Kinderbetreuungseinrichtung, insbesondere nach den
Grundsétzen der Padagogik und Hygiene sowie den Erfordernissen der Sicherheit nicht beeintrachtigt
wird. Die Verwendung fiir andere Zwecke innerhalb der Offnungszeit bedarf der Zustimmung des
Rechtstrégers und der padagogischen Aufsicht gemal § 30; die Verwendung fiir andere Zwecke aufer-
halb der Offnungszeit bedarf der Zustimmung des Rechtstrégers. Diese Einschrankungen der Mitverwen-
dung gelten jedoch nicht in Katastrophenfallen.

§20
Errichtung, Stilllegung und Auflassung

(1) Die Errichtung einer Kinderbetreuungseinrichtung ist zulassig, wenn

1. der Rechtstréger oder sein vertretungsbefugtes Organ entweder die Osterreichische Staatshiirger-
schaft oder die Staatsbiirgerschaft eines Staates, dessen Angehérigen Osterreich auf Grund von
Staatsvertragen im Rahmen der Europaischen Integration dieselben Rechte zu gewahren hat wie
Inlanderinnen oder Inléndern, besitzt,

2. die padagogischen, personellen und rdumlichen Voraussetzungen fiir eine diesem Landesgesetz
entsprechende Fuhrung der Kinderbetreuungseinrichtung vorliegen und

3. zu erwarten ist, dass die Kinderbetreuungseinrichtung von der im 8§ 13 festgelegten Mindestzahl
an Kindern stiandig und regelmaRig besucht werden wird.

(2) Eine Kinderbetreuungseinrichtung kann stillgelegt werden, wenn die Kinderzahl soweit zuriick-
geht, dass dem Rechtstrager der Weiterbetrieb wirtschaftlich nicht zugemutet werden kann. Sie ist stillzu-
legen, wenn

1. das fiir einen ordnungsgemé&Ren Betrieb erforderliche Personal nicht zur Verfiigung steht oder
2. die Bau- und Einrichtungsvorschriften nicht mehr erfillt werden kénnen.

(3) Eine Kinderbetreuungseinrichtung ist aufzulassen, wenn eine der im Abs. 1 festgesetzten Voraus-
setzungen auf Dauer weggefallen ist. Eine Kinderbetreuungseinrichtung, die Uber einen zusammenhén-
genden Zeitraum von mehr als fiinf Jahren stillgelegt ist, gilt als aufgelassen.

(4) Der Rechtstrager hat seine Absicht, eine Kinderbetreuungseinrichtung zu errichten, stillzulegen
oder aufzulassen oder nach einer Stilllegung den Betrieb wieder aufzunehmen, der Landesregierung spé-
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testens drei Monate vorher schriftlich anzuzeigen. Die Anzeige hat eine Begriindung der vorgesehenen
MaRnahme und eine darauf Bezug nehmende Stellungnahme der Standortgemeinde zu enthalten. Der
Errichtungsanzeige sind Nachweise fiir das Vorliegen der VVoraussetzungen gemals Abs. 1 anzuschlieRen.

(5) Die Landesregierung hat die Errichtung einer Kinderbetreuungseinrichtung innerhalb von zwei
Monaten nach dem Einlangen der ordnungsgeméR erstatteten Anzeige zu untersagen, wenn die Voraus-
setzungen fur die Errichtung nicht vorliegen. Vom Erfordernis des Abs. 1 Z 1 kann die Landesregierung
Nachsicht erteilen, wenn keine nachteiligen Auswirkungen auf die Filhrung der Kinderbetreuungseinrich-
tung zu erwarten sind.

(6) Kommt der Rechtstrager seiner Verpflichtung zur Stilllegung oder Auflassung der Kinderbetreu-
ungseinrichtung nicht unverziglich nach, hat die Landesregierung die Stilllegung oder Auflassung mit
Bescheid zu verfligen.

§21
Inbetriebnahme

(1) Gebdude, einzelne Radume oder sonstige Liegenschaften dirfen fir Zwecke einer Kinderbe-
treuungseinrichtung - unbeschadet der baurechtlichen Vorschriften - nur verwendet werden, wenn eine
Bewilligung der Landesregierung zur Inbetriebnahme vorliegt.

(2) Die Herstellung sowie jede bauliche Umgestaltung eines Kinderbetreuungseinrichtungsgebéudes
bedarf - unbeschadet der baurechtlichen Vorschriften - der Bewilligung der Landesregierung. Die Bewil-
ligung ist zu erteilen, wenn die Bau- und Einrichtungsvorschriften eingehalten werden.

(3) Ergibt sich nach Aufnahme des Betriebs einer Kinderbetreuungseinrichtung, dass trotz Einhaltung
der im Bewilligungsbescheid vorgeschriebenen Auflagen gegen die Verwendung der Gebaude, einzelner
Raume oder sonstiger Liegenschaften Bedenken nach diesem Landesgesetz bestehen, ist die Vorschrei-
bung zusatzlicher erforderlicher Auflagen zulassig. Die Vorschreibung zusatzlicher Auflagen ist auch
zul&ssig, wenn in einem bestehenden Kindergarten eine alterserweiterte Gruppe errichtet wird.

§22
Sonderformen und Pilotprojekte

(1) Zur Erprobung neuer Formen der Bildung, Erziehung, Betreuung und Pflege von Kindern und Ju-
gendlichen im Pflichtschulalter diirfen mit Bewilligung der Landesregierung Sonderformen und Pilotpro-
jekte durchgefiihrt werden.

(2) Die Bewilligung ist spatestens drei Monate vor dem beabsichtigten Beginn der Sonderform oder
des Pilotprojekts schriftlich zu beantragen. Dem Antrag ist eine Projektbeschreibung einschlieflich eines
padagogischen Konzepts anzuschlieen, aus der die Ausgangssituation, die Verantwortlichen, das Ziel,
der Ablauf, die Arbeitsweise und die Dauer des Projekts hervorgehen.

(3) Die Bewilligung ist - allenfalls unter Bedingungen und Auflagen - befristet zu erteilen, wenn die
allgemeinen, raumlichen, hygienischen, personellen und péadagogischen Erfordernisse, die Erfordernisse
der Sicherheit und die wirtschaftlichen Voraussetzungen fur die Fiihrung der Sonderform oder des Pilot-
projekts gegeben sind und keine Griinde vorliegen, die das Wohl der Kinder gefahrden.

(4) Liegen die Voraussetzungen fiir die Bewilligung nicht mehr vor, ist diese aufzuheben. Werden
Umstande bekannt, die eine Gefahrdung der Kinder befiirchten lassen, hat die Landesregierung die sofor-
tige Schliefung der Einrichtung zu veranlassen.

(5) Die Landesregierung kann aber an Stelle der Aufhebung der Bewilligung mit Bescheid Auflagen
oder Bedingungen fir die Durchfiihrung der Sonderform oder des Pilotprojekts vorschreiben, soweit
dadurch die festgestellten Aufhebungsgriinde entfallen.

3. Abschnitt
Besuch einer Kinderbetreuungseinrichtung

§23
Aufnahme und Widerruf der Aufnahme

(1) Fur die Aufnahme in eine Kinderbetreuungseinrichtung ist eine Anmeldung des Kindes durch die
Eltern beim Rechtstrager erforderlich, wobei der Rechtstrager in einer schriftlichen Vereinbarung gegen-
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seitige Rechte und Pflichten festlegen kann. Es dirfen nur Kinder nach MalRgabe des vorhandenen Raums
aufgenommen werden, wobei fir ein Kind mindestens 2 m? Bodenflache des Gruppenraums zu rechnen
sind. Koénnen nicht alle fur den Besuch in der Kindergartengruppe angemeldeten Kinder aufgenommen
werden, sind in erster Linie jene Kinder aufzunehmen, die im Gebiet, fiir das die Kinderbetreuungseinrich-
tung eingerichtet ist, ihren Hauptwohnsitz haben und die altersméRig dem Schuleintritt am nachsten sind.

(2) Bei der ersten Anmeldung des Kindes fiir den Besuch der Kinderbetreuungseinrichtung ist der
Nachweis der gesundheitlichen Unbedenklichkeit des Kindes durch &rztliche Bescheinigung zu erbringen.

(3) Der Rechtstrager darf die Aufnahme eines Kindes nur widerrufen, wenn

1. die Eltern fur die Begleitung zu und von der Kinderbetreuungseinrichtung (Kinderkrippe oder
Kindergarten) wiederholt nicht sorgen, Infektionskrankheiten in der Familie verschweigen oder
eine ihnen sonstige obliegende Verpflichtung trotz vorheriger schriftlicher Mahnung nicht erful-
len oder

2. nachweislich eine andere Form der Bildung, Erziehung, Betreuung und Pflege den Bediirfnissen
des Kindes besser gerecht wird. Ein solcher Widerruf darf nur auf Antrag der Leitung der Kin-
derbetreuungseinrichtung und nur in begriindeten Ausnahmeféllen nach Anhérung der Eltern, der
gruppenfuhrenden padagogischen Fachkraft und gegebenenfalls der Vertreterin oder des Vertre-
ters der Fachberatung flir Integration gemaR § 6, die oder der das Kind vorher betreut hat, nach
Einholung entsprechender Gutachten eines von der Landesregierung zur Ausibung der padagogi-
schen Aufsicht betrauten Organs, einer Amtsarztin oder eines Amtsarztes und einer Kinderpsy-
chologin oder eines Kinderpsychologen erfolgen.

(4) Im Ubrigen kann der Rechtstrager unter Bedachtnahme auf die Bestimmungen dieses Gesetzes
Uber Kinderbetreuungseinrichtungen fiir den Betrieb der Kinderbetreuungseinrichtung néhere Bestim-
mungen in einer Kinderbetreuungseinrichtungsordnung treffen. Die Kinderbetreuungseinrichtungsord-
nung ist den Eltern bei der Anmeldung der Kinder fiir den Besuch der Kinderbetreuungseinrichtung zur
Kenntnis zu bringen. Die Eltern sind verpflichtet sich gemal der Kinderbetreuungseinrichtungsordnung zu
verhalten.

§24
Aufenthaltsdauer

(1) Der Rechtstréger hat mit den Eltern zu vereinbaren, dass ihr Kind insgesamt mindestens funf Wo-
chen pro Arbeitsjahr, davon mindestens zwei Wochen durchgehend, auBerhalb der Kinderbetreuungsein-
richtung verbringt.

(2) Die Leitung der Kinderbetreuungseinrichtung hat fur jedes Kind Aufzeichnungen uber die An- und
Abwesenheit in der oder von der Kinderbetreuungseinrichtung zu fuhren.

8§25
Aufsichtspflicht, Meldepflicht und &rztliche Untersuchung

(1) Dem Personal einer Kinderbetreuungseinrichtung obliegt neben den ihm sonst zukommenden
Aufgaben auch die Pflicht zur Beaufsichtigung der Kinder wahrend des Besuchs der Kinderbetreuungs-
einrichtung. Die Aufsichtspflicht des Personals beginnt mit der Ubernahme des Kindes in der Kinder-
betreuungseinrichtung. Sie endet bei nicht schulpflichtigen Kindern mit der Ubergabe des Kindes an die
Eltern oder an Personen, die von den Eltern zur Ubernahme des Kindes bevollmachtigt wurden; bei
schulpflichtigen Kindern endet die Aufsichtspflicht nach Verlassen der Kinderbetreuungseinrichtung.

(2) Die in bewilligten Kinderbetreuungseinrichtungen, Sonderformen und Pilotprojekten tatigen pada-
gogischen Fachkrafte haben in Absprache mit dem Rechtstrager dem Jugendwohlfahrtstrédger den Ver-
dacht der Vernachlassigung, Misshandlung oder des sexuellen Missbrauchs von Minderjahrigen, die in
diesen Einrichtungen betreut werden, unverzuglich zu melden.

(3) Der Rechtstrager hat fiir den Zeitraum des Besuchs der Kinderbetreuungseinrichtung sicherzustel-
len, dass die Kinder einmal im Jahr arztlich untersucht werden.

8§26
Elternabende
(1) Jede gruppenfiihrende padagogische Fachkraft hat mindestens zweimal im Jahr Elternabende
durchzufthren, die zumindest zwei Wochen vorher den Eltern angekiindigt und dem Rechtstréger mitge-

teilt werden mussen. Der erste Elternabend ist innerhalb der ersten vier Wochen des Arbeitsjahres durch-
zuflhren.
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(2) Die Eltern haben mit dem Rechtstrager und den p&dagogischen Fachkréften zusammenzuarbeiten
und die bei der Aufnahme des Kindes festgelegten Pflichten einzuhalten.

(3) Wenn sich die Mehrheit der anwesenden Eltern dafiir entscheidet, ist am Elternabend ein Eltern-
beirat einzusetzen. Dabei wahlen die Eltern aus ihrer Mitte drei Vertreter in den Elternbeirat. Dieser wéhlt
aus seiner Mitte die Vorsitzende oder den Vorsitzenden und deren oder dessen Stellvertretung. Fir jedes
Elternbeiratsmitglied kann auch eine Stellvertretung gewéhlt werden.

(4) Die Organe des Elternbeirats kénnen der padagogischen Fachkraft VVorschladge, Wiinsche und Be-
schwerden mitteilen. Diese hat das Vorbringen zu prifen und mit den Organen des Elternbeirats zu be-
sprechen und anschlielend den Rechtstrager zu informieren.

8§27
Mitwirkung und Pflichten der Eltern

(1) Die Eltern kénnen, soweit sie dazu bereit sind, von der gruppenfilhrenden p&dagogischen Fach-
kraft als Begleitpersonen (zB bei Ausfliigen) eingesetzt werden.

(2) Die Eltern haben fiir eine entsprechende Korperpflege und Kleidung ihrer Kinder Sorge zu tragen.

8§28
Hospitieren und Praktizieren

Der Rechtstréger einer Kinderbetreuungseinrichtung hat Schilerinnen oder Schilern iber Antrag der
Direktion der betreffenden Anstalt das Hospitieren und Praktizieren zu gestatten, wenn dadurch eine
Stérung des ordnungsgemanen Betriebs nicht zu beflirchten ist.

4. Abschnitt
Aufsicht

§29
Aufsichtsbehorde und Befugnisse

(1) Der Betrieb einer Kinderbetreuungseinrichtung unterliegt einer behérdlichen Aufsicht. Aufsichts-
behdrde Uber Kinderkrippen, Kindergérten, Horte, Sonderformen und Pilotprojekte ist die Landesregie-
rung.

(2) Die Aufsichtsbehorde tber Kinderkrippen, Kindergarten, Horte, Sonderformen und Pilotprojekte
hat die Aufsicht in rechtlicher und padagogischer Hinsicht dahingehend auszuiiben, dass die Rechtstrager
die ihnen nach diesem Landesgesetz obliegenden Aufgaben erflllen und die gesetzlichen Anforderungen
einhalten.

(3) Die Rechtstrager sind verpflichtet, den Organen der Aufsichtsbehdrde die Aufsicht zu ermdgli-
chen. Insbesondere ist ihnen der Kontakt mit den Minderjahrigen und der Zutritt zu den Gebauden, Rau-
men und sonstigen Liegenschaften der Kinderbetreuungseinrichtung zu gewahren sowie die Beobachtung
des Betriebs und die Einsicht in die Aufzeichnungen Uber den Betrieb zu ermdglichen, sodass sie sich
insbesondere vom Wohl der Kinder iberzeugen kénnen.

(4) Die Rechtstrager haben der Landesregierung uber Aufforderung die fir statistische Zwecke ber
das Kinderbetreuungswesen notwendigen Auskunfte zu erteilen.

830
Padagogische Aufsicht

(1) Die Landesregierung hat fiir die Austibung der Aufsicht tiber Kinderkrippen, Kindergérten, Horte,
Sonderformen und Pilotprojekte in padagogischer Hinsicht entsprechend qualifizierte Organe mit ausrei-
chender praktischer Erfahrung im Berufsfeld zu bestellen.

(2) Die Aufsicht setzt sich aus folgenden Organen zusammen:
1. ein mit der Leitung und Gesamtkoordination beauftragtes Organ (Landesfachaufsicht) und
2. der Fachaufsicht fiir gemischtsprachige Kinderbetreuungseinrichtungen geman § 7.

(3) Die Aufsicht gemal Abs. 2 Z 1 erstreckt sich auf:

1. die Tatigkeit der padagogischen Fachkréfte in padagogisch-didaktischer Hinsicht,
2. die fachliche Beratung und Fortbildung der paddagogischen Fachkréfte und
3. die Ausstattung, Einrichtung und Ordnung in der Kinderbetreuungseinrichtung.
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(4) Zur Unterstiitzung der Aufsicht gemaR Abs. 1 in Kinderbetreuungseinrichtungen, in denen Kinder
auch in der kroatischen oder ungarischen Sprache betreut werden, hat die Landesregierung je eine Fach-
beraterin oder einen Fachberater fiir diese VVolksgruppensprachen zu bestellen.

5. Abschnitt
Finanzierung

8§31
Beitrége des Landes

(1) Das Land hat tber Antrag der Rechtstrager einen Beitrag zum Personalaufwand einer Kinder-
betreuungseinrichtung nach Mafgabe der folgenden Bestimmungen zu leisten.

(2) Private Rechtstrager haben Anspruch auf einen Landesbeitrag, wenn

. die Fuhrung der Kinderbetreuungseinrichtung einem Bedarf entspricht,

. mit der Filhrung der Kinderbetreuungseinrichtung nicht die Erzielung eines Gewinnes bezweckt wird,

. die Kinderbetreuungseinrichtung die im 8 8 festgesetzten Aufgaben erfillt,

. die Kinderbetreuungseinrichtung allgemein zugénglich ist, mit Ausnahme von Kinderbetreuungs-
einrichtungen, die im Zusammenhang mit einem Betrieb ausschlieRlich fur Kinder der im Betrieb
Beschaftigten betrieben werden und

5. alle weiteren in diesem Gesetz geforderten Voraussetzungen gegeben sind und die dienst- und

besoldungsrechtliche Behandlung ihres Personals nach den flr das Personal an 6ffentlichen Kin-
derbetreuungseinrichtungen geltenden landesgesetzlichen Vorschriften erfolgt.

A OWON PR

(3) Beim Landesbeitrag ist von jenem Beitrag auszugehen, der dem 14-fachen des monatlichen Ent-
gelts fir einen Landesvertragsbediensteten des Entlohnungsschemas IL, Entlohnungsgruppe | 2b 1, Ent-
lohnungsstufe 14, entspricht. Von diesem Beitrag wird fiir jede Gruppe einer Kinderbetreuungsein-
richtung bei einer Mindestoffnungszeit von 20 Stunden pro Woche folgender Prozentsatz gewéhrt:

1. fur eine Kinderkrippengruppe 60 %,

2. fur einen eingruppigen Kindergarten 50 %,

3. fur eine Kindergartengruppe eines mehrgruppigen Kindergartens 40 %,

4. fiir eine alterserweiterte Kindergartengruppe 40 %,

5. fiir eine Hortgruppe 46 %, wenn mindestens dreimal wochentlich eine lernbezogene Stunde pro
Tag durch eine Lehrkraft mit Eignung zum Unterricht an VVolks- oder Hauptschulen stattfindet und

6. fur eine heilpadagogische Gruppe 40 %.

(4) Der Landesbeitrag erhoht sich fiir jede weitere Stunde der Offnungszeiten der jeweiligen Gruppe
um 2,5 % des Ausgangsbeitrags gemal Abs. 3. Die Anzahl der weiteren Stunden ist jedoch mit hochstens
60 Stunden Offnungszeit pro Woche begrenzt.

(5) Der Landesbeitrag erhéht sich um je 10 % des Ausgangsbeitrags pro Gruppe gemaR Abs. 3 fir
Kinderkrippengruppen und Kindergartengruppen, in denen mindestens drei Kinder aufgenommen wer-
den, die ihren Hauptwohnsitz in einer anderen Gemeinde des Burgenlandes begriindet haben, als jener, in
der sich die Kinderbetreuungseinrichtung befindet. Im Ubrigen steht es den Rechtstragern frei mit diesen
Gemeinden eine Vereinbarung iiber die Kostentragung des jeweiligen anteiligen restlichen Aufwands
dieser Kinderbetreuungseinrichtung zu treffen.

(6) Der Landesbeitrag erhéht sich um je 2 % des Ausgangsbeitrags gemar Abs. 3 flir Hortgruppen pro
Stunde, wenn eine weitere lernbezogene Stunde pro zusatzlichen Tag zu Abs. 3 Z 5 durch eine Lehrkraft
mit Eignung zum Unterricht an Volks- oder Hauptschulen stattfindet.

(7) Der Landesbeitrag erhoht sich um je 1 % des Ausgangsbeitrags gemal Abs. 3 fur alterserweiterte
Gruppen pro Stunde, wenn mindestens dreimal, jedoch héchstens fiinfmal, wdchentlich eine lernbezogene
Stunde pro Tag durch eine Lehrkraft mit Eignung zum Unterricht an VVolks- oder Hauptschulen stattfindet.

(8) Der Landesbeitrag erhéht sich um je 2 % des Ausgangsbeitrags gemalt Abs. 3 fur jede Wochen-
stunde fiir Gruppen in denen folgende MalRnahmen angeboten oder folgende Voraussetzungen erfullt
werden:

1. fur die Fihrung einer Integrationsgruppe und die Einstellung einer entsprechenden pédagogi-
schen Fachkraft und

2. fur die Verabreichung eines Mittagessens, wobei hier diese Manahme mit einer Stunde pro Tag
pauschaliert ist.
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(9) Die Gesamtsumme des jeweiligen Landesbeitrags darf insgesamt 60 % der tatséchlichen Kosten
pro Gruppe einer Kinderbetreuungseinrichtung nicht uberschreiten. Bei Kinderkrippengruppen gemaR
Abs. 3 Z 1 darf die Gesamtsumme des Landesbeitrags 80 %, bei Kinderkrippengruppen und Kindergar-
tengruppen gemal Abs. 5 70 % der tatsachlichen Kosten der jeweiligen Gruppe nicht (iberschreiten.

(10) Diese Landesbeitrdge gebiihren nur dann, wenn der Rechtstréger allen VVoraussetzungen dieses
Gesetzes entspricht. Sie sind in anndhernd gleichen Teilbetrdgen jeweils zum 1. April und 1. November
des laufenden Kalenderjahres zu akontieren. Stichtag fiir die Feststellung der hiefiir mageblichen Vor-
aussetzungen ist jeweils der 15. Oktober des Vorjahres. Wird eine Kinderbetreuungseinrichtung oder eine
weitere Gruppe erst nach diesem Tag in Betrieb genommen, gilt der Tag der Inbetriebnahme als Stichtag.
Die endgiltige Abrechnung der Landesbeitrage erfolgt mit dem ersten Teilbetrag des Folgejahres.

(11) Das Land kann den Rechtstrdgern oder Dritten, die fiir die Rechtstrager Kinderbetreuungs-
einrichtungen herstellen, zu den Kosten des Bau- und Einrichtungsaufwands der Kinderbetreuungs-
einrichtungen Beitrdge unter Beriicksichtigung der Art und GroRe der Kinderbetreuungseinrichtungen
und der finanziellen Leistungskraft der Rechtstréger bis zu einem im jeweiligen Landesvoranschlag fest-
gesetzten Ausmal gewéhren.

8§32
Fortbildung

Das Land fordert die Fortbildung der padagogischen Fachkréfte, der Helferinnen oder Helfer und der
Integrationskrafte fur Kinderbetreuungseinrichtungen. Zu diesem Zweck sind Fortbildungsveranstal-
tungen, besonders in den Bereichen der Erziehungswissenschaften, Kinderpsychologie und Didaktik, im
erforderlichen Ausmaf} anzubieten.

6. Abschnitt
Schlussbestimmungen

§33
Eigener Wirkungsbereich

Die in diesem Landesgesetz festgelegten Aufgaben der Gemeinden sind im eigenen Wirkungsbereich
wahrzunehmen.

§34
Strafbestimmungen

Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zustandigkeit der Gerichte fallenden strafbaren Hand-
lung bildet oder nach anderen Vorschriften mit strengerer Strafe bedroht ist, begeht eine Verwaltungs-
Ubertretung und ist von der Bezirksverwaltungsbehérde mit Geldstrafe bis zu 2 200 Euro, im Falle der
Uneinbringlichkeit mit Ersatzfreiheitsstrafe bis zu vier Wochen, zu bestrafen,

1. wer eine gemaR § 2 Abs. 3 geschitzte Bezeichnung verwendet, ohne diese Einrichtung nach den
Bestimmungen dieses Landesgesetzes zu fiihren;

2. wer eine Kinderkrippe, einen Kindergarten oder Hort ohne die dafiir erforderliche Bewilligung
betreibt;

3. wer eine padagogische Fachkraft, deren weitere Verwendung untersagt wurde, in der Eigenschaft
als padagogische Fachkraft weiter beschéftigt;

4. wer den mit der padagogischen Aufsicht betrauten Organen den Zutritt zu den Geb&uden, R4u-
men und sonstigen Liegenschaften der Kinderbetreuungseinrichtung verweigert, die erforderli-
chen Ermittlungen durch diese Organe behindert oder die Einsicht in Aufzeichnungen verweigert
oder

5. wer die nach den Bestimmungen dieses Gesetzes zu erstattenden Anzeigen unterlésst.

8§35
In- und AuRerkrafttreten und Ubergangsbestimmungen

(1) Das Burgenlandische Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz 2009, LGBI. Nr. 7, tritt mit Aus-
nahme der 82 Abs. 1 Z 4, §13 Abs. 5, § 31 Abs. 3 Z 4 und 5, 8 31 Abs. 6 und 7 mit 1. J&nner 2009 in
Kraft. Gleichzeitig treten das Kindergartengesetz 1995, LGBI. Nr. 63, zuletzt gedndert durch das Gesetz
LGBI. Nr. 3/2007, und das Tagesheimstattengesetz, LGBI. Nr. 53/1999, zuletzt geandert durch das Gesetz
LGBI. Nr. 57/2007, auRer Kraft.
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(2)8§2Abs. 174,813 Abs. 5,831 Abs. 3Z 4 und 5, § 31 Abs. 6 und 7 des Burgenlandischen Kin-
derbildungs- und -betreuungsgesetzes 2009, LGBI. Nr. 7, treten mit 1. September 2009 in Kraft.

(3) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Burgenlandischen Kinderbildungs- und -betreuungs-
gesetzes 2009, LGBI. Nr. 7, bestehenden Kinderkrippen, Kindergérten, Horte gelten als nach den Be-
stimmungen des Burgenléndischen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes 2009 errichtet und in Be-
trieb genommen.

(4) Die im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Burgenlandischen Kinderbildungs- und -betreuungs-
gesetzes 2009, LGBI. Nr. 7, bestehenden Tagesheimstatten gelten als nach den Bestimmungen des Bur-
genlandischen Kinderbildungs- und -betreuungsgesetzes 2009 errichtet und in Betrieb genommen und
werden bis 1. September 2009 als alterserweiterte Kindergartengruppen im Sinne 8§ 1 und 5 Tagesheim-
stattengesetz, LGBI. Nr. 53/1999, zuletzt gedndert durch das Gesetz LGBI. Nr. 57/2007, gefiihrt.

(5) Sofern personelle oder bauliche MalRnahmen, die im Zusammenhang mit der Herabsetzung des
Eintrittsalters fur Kindergérten auf zweieinhalb Jahre erforderlich und bis spétestens 1. Jdnner 2012 um-
zusetzen sind, noch nicht vorliegen, sind Kinder, die das dritte Lebensjahr noch nicht vollendet haben, bei
Bestehen eines Kinderkrippenplatzes in der jeweiligen Gemeinde in die Kinderkrippe aufzunehmen. An-
derenfalls sind bis zum Vorliegen der personellen oder baulichen MalRnahmen, die im Zusammenhang
mit der Herabsetzung des Eintrittsalters fur Kindergarten auf zweieinhalb Jahre erforderlich und bis spa-
testens 1. J&nner 2012 umzusetzen sind, Kinder ab dem dritten Lebensjahr in den Kindergarten aufzu-
nehmen.

(6) Im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Burgenlandischen Kinderbildungs- und -betreuungs-
gesetzes 2009, LGBI. Nr. 7, anhéngige Verwaltungsverfahren sind nach der bisher geltenden Rechtslage
weiterzufilhren; dies gilt auch fur anhéngige Verwaltungsstrafverfahren, sofern dies fiir den Beschuldig-
ten oder die Beschuldigte giinstiger ist.

(7) Der Bedarf gemaR &5 Burgenlandisches Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz 2009, LGBI.
Nr. 7, ist im Jahr 2009 bis spatestens 1. Mérz zu erheben; das Entwicklungskonzept ist im Jahr 2009 bis
spatestens 15. Marz zu erstellen.

(8) Der Besuch des Lehrgangs fur sprachliche Fruhforderung von zumindest einer pédagogischen
Fachkraft in den Kindergarten gemaR & 10 Abs. 3 Burgenléndisches Kinderbildungs- und -betreuungs-
gesetz 2009, LGBI. Nr. 7, hat bis spatestens 1. Juli 2010 zu erfolgen.

(9) Das padagogische Konzept geméR §11 Burgenlandisches Kinderbildungs- und -betreuungs-
gesetz 2009, LGBI. Nr. 7, ist bis spatestens 1. Janner 2010 zu erstellen.

(10) Helferinnen oder Helfer miissen die facheinschlagige Grundausbildung gemaR § 14 Abs. 2 letzter
Satz Burgenléndisches Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz 2009, LGBI. Nr. 7, bis spatestens 1. Sep-
tember 2010 absolviert haben.

(11) Eine zusatzliche Helferin oder ein zusatzlicher Helfer geméaR § 14 Abs. 4 Burgenléndisches Kin-
derbildungs- und -betreuungsgesetz 2009, LGBI. Nr. 7, ist bis spétestens 1. September 2009 einzusetzen.

(12) Die Offnungszeitenregelung des § 17 ist bis spatestens 1. September 2009 umzusetzen.

Der Président des Landtages: Der Landeshauptmann:
Prior NieRl
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8. Gesetz vom 30. Oktober 2008, mit dem das Bgld. Kindergarten- und Hortedienstrechts-
gesetz geandert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Das Bgld. Kindergarten- und Hortedienstrechtsgesetz, LGBI. Nr. 30/1993, zuletzt gedndert durch Ge-
setz LGBI. Nr. 72/2005, wird wie folgt gedndert:

1. Das Wort ,,und*“ am Ende des § 1 Abs. 3 Z 3 und der Satzpunkt am Ende des § 1 Abs. 3 Z 4 werden
jeweils durch einen Beistrich ersetzt; § 1 Abs. 3 werden folgende Z 5 und 6 angefugt:

,»D. jene Bestimmungen des Abschnitts | des Vertragsbedienstetengesetzes 1948, BGBI. Nr. 86, in
der fir die Landesvertragsbediensteten jeweils geltenden Fassung, die den Erholungsurlaub re-
geln, und

6. jene Bestimmungen des Landesbeamten-Dienstrechtsgesetzes 1997, LGBI. Nr. 17/1998, und des
Landesbeamten-Besoldungsrechtsgesetzes 2001, LGBI. Nr. 67, beide in der jeweils geltenden
Fassung, die den Freizeitausgleich und die Uberstundenvergiitung regeln.”

2. Dem § 2 Abs. 2 wird folgender Satz angefigt:

,»Bei Leiterinnen oder Leitern von Kindergarten oder Horten (Sonderhorten) verringert sich die wochent-
liche Arbeitszeit fur die Fiihrung einer Kindergruppe um eine weitere Stunde pro Woche fiir jede Gruppe
des Kindergartens oder Horts (Sonderhorts).*

3. § 3 lautet:

11§ 3
Erholungsurlaub

(1) Das UrlaubsausmaR der Kindergértnerinnen, Kindergértner, Sonderkindergértnerinnen und Son-
derkindergéartner sowie der Erzieherinnen und Erzieher in Kindergérten oder Horten (Sonderhorten) be-
tragt in jedem Kindergartenjahr einschlielich der gesetzlichen Beurlaubung (Abs. 2):

1. 38 Arbeitstage bei einem Dienstalter von weniger als 25 Jahren und
2. 43 Arbeitstage bei einem Dienstalter von 25 Jahren.

(2) Die in Abs. 1 genannten Personen gelten wahrend der Kindergartenferien als beurlaubt.
(3) Abs. 1 gilt nicht fiir die in § 4 genannten Fortbildungsveranstaltungen.

4, 8 4 lautet:

11§ 4
Fortbildungsverpflichtung

Kindergdrtnerinnen oder Kindergértner, Sonderkindergértnerinnen oder Sonderkindergértner und Erzie-
herinnen oder Erzieher in Kindergarten oder Horten (Sonderhorten) sind nach Mal3gabe der angebotenen
Fortbildungsveranstaltungen geméaR § 32 Burgenlandisches Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz 2009, in
der jeweils geltenden Fassung, im Ausmal? von drei Tagen pro Jahr zur Fortbildung verpflichtet.”

5. 8 7 entfallt.
6. § 10 lautet

,»810
Ubergangsbestimmungen, Wirksamkeitsbeginn
(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Janner 1993 in Kraft.

(2) In der Fassung der Novelle LGBI. Nr. 8/2009 treten in Kraft:

1.81 Abs.3Z5,83und § 10 Abs. 3 mit 1. November 2008,
2.81Abs. 376,82 Abs. 2und § 4 mit 1. Janner 2009,
3. § 7 tritt mit 31. Dezember 2008 auler Kraft.
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(3) Kindergartnerinnen, Kindergartnern, Sonderkindergartnerinnen und Sonderkindergértnern sowie
Erzieherinnen und Erziehern in Kindergarten oder Horten (Sonderhorten), die vor dem 1. November 2008
in einem Dienstverhéltnis zu einem 6ffentlichen oder privaten Rechtstrager in einer dieser Verwendungen
gestanden sind, gebihrt - abweichend von 8 3 Abs. 1 Z 1 - ein UrlaubsausmaR von 41 Arbeitstagen.*

Der Prasident des Landtages: Der Landeshauptmann:
Prior NieBI

9. Gesetz vom 30. Oktober 2008, mit dem das Burgenlandische Jugendwohlfahrtsgesetz
gedndert wird

Der Landtag hat beschlossen:
Das Burgenlandische Jugendwohlfahrtsgesetz, LGBI. Nr. 32/1992, zuletzt geéndert durch das Gesetz

LGBI. Nr. 76/2005, wird wie folgt gedndert:

1. In § 22a Abs. 1 erster Satz wird nach dem Wort ,, Tages” der Beistrich durch einen Satzpunkt ersetzt
und es entféllt die Wortfolge ,,die nicht im Rahmen des Kindergarten-, Hort- und Schulbetriebes erfolgt.”

2.1In § 22a Abs. 1 zweiter Satz wird vor dem Wort ,,als* das Wort ,,grundsétzlich* eingeflgt.

3. Dem § 22a Abs. 1 wird folgender Satz angeflgt:

,,Die Betreuung kann auch in den Raumlichkeiten der Kinderbetreuungseinrichtungen gemal § 14 Abs. 9
und § 15 Burgenlandisches Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz 2009, LGBI. Nr. 7, stattfinden.*

4. In 8 22a Abs. 2 vierter Satz wird nach dem Wort ,,jedoch“ das Wort ,,grundsétzlich* eingefiigt.

5. Dem § 40 wird folgender Abs. 6 angefugt:
»(6) 8 22a Abs. 1 und 2 in der Fassung der Novelle LGBI. Nr. 9/2009 tritt mit 1. Janner 2009 in Kraft.“

Der Prasident des Landtages: Der Landeshauptmann:
Prior NieBI

10. Gesetz vom 30. Oktober 2008, mit dem das Gesetz iber die Zuweisung von Landes-
bediensteten und die Ubertragung von Aufgaben an die Krankenanstaltengesellschaft
m.b.H. Burgenland geéndert wird

Der Landtag hat beschlossen:
Das Gesetz iiber die Zuweisung von Landesbediensteten und die Ubertragung von Aufgaben an die
Krankenanstaltengesellschaft m.b.H. Burgenland, LGBI. Nr. 1/1993, wird wie folgt gedndert:

1. Der Titel lautet:

»Gesetz Uber die Zuweisung von Landesbediensteten im Krankenanstaltenbereich
(Burgenlandisches Personalzuweisungsgesetz-Krankenanstalten - Bgld. PG-K)*

2. In § 1 wird nach der Paragrafenbezeichnung folgende Uberschrift eingefiigt:

»Zuweisung von Landesbediensteten an die KRAGES; Dienstaufsicht*

3. In 81 Abs. 1 wird nach der Wortfolge ,,Krankenanstaltengesellschaft m.b.H. Burgenland“ das Wort
»(KRAGES)*" eingefiigt.
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4.In 81 Abs. 2 und § 2 Abs. 1 wird die Wortfolge ,,Krankenanstaltengesellschaft m.b.H. Burgenland*
jeweils durch das Wort ,,KRAGES*" ersetzt.

5.8 1 Abs. 3 lautet:

»(3) Die Geschaftsfuhrerin oder der Geschéftsfihrer der KRAGES ist Dienststellenleiterin oder
Dienststellenleiter im Sinne der dienst- und organisationsrechtlichen Vorschriften und damit VVorgesetzte
oder VVorgesetzter aller Landesbediensteten, die bei der KRAGES ihren Dienst versehen.*

6. In § 2 wird nach der Paragrafenbezeichnung folgende Uberschrift eingefiigt:

»Vertretung des Dienstgebers; Dienstbehdrde*

7. Dem § 2 wird folgender Abs. 3 angeftigt:

»(3) Unbeschadet der Bestimmung des § 2a Abs. 3 letzter Satz ist die Landesregierung gegentber den
der KRAGES zugewiesenen Landesbeamtinnen und Landesbeamten Dienstbehdrde.

8. Nach § 2 werden folgende 88 2a und 2b eingefligt:

»8 2a

Zuweisung von Landesbediensteten an einen von
der KRAGES verschiedenen Rechtstrager

(1) Landesbedienstete, deren Dienststelle eine Landeskranken- oder -pflegeanstalt ist, knnen ohne
ihre Zustimmung unter Wahrung ihrer Rechte und Pflichten als Landesbedienstete von der Geschafts-
flhrerin oder vom Geschaftsfiihrer der KRAGES einem von der KRAGES verschiedenen Rechtstrager
(im Folgenden als Rechtstrager bezeichnet) zur Dienstleistung zugewiesen werden, wenn

1. Aufgaben, die bisher in einer der KRAGES organisatorisch eingegliederten Kranken- oder Pflege-
anstalt besorgt worden sind, von einem Rechtstrager besorgt werden sollen (Ausgliederung) und

2. die Aufgaben der oder des jeweiligen Landesbediensteten durch die Ausgliederung ganz oder
Uiberwiegend wegfallen.

(2) Sonstige Landesbedienstete kdnnen mit ihrer Zustimmung unter Wahrung ihrer Rechte und Pflich-
ten als Landesbedienstete einem Rechtstrager zur Dienstleistung zugewiesen werden.

(3) Auf die Zuweisung sind die fir die Landesvertragsbediensteten und fur die Landesbeamtinnen und
-beamten geltenden Versetzungsbestimmungen anzuwenden. Im Sinne dieser Bestimmungen besteht bei
Vorliegen der Zuweisungsvoraussetzungen (Abs. 1 Z 1 und 2) jedenfalls ein wichtiges dienstliches Inter-
esse an der Zuweisung. Die Zuweisung ist hinsichtlich jener Landesbediensteten, deren Dienststelle eine
Landeskranken- oder -pflegeanstalt ist, von der Geschéftsfiihrerin oder dem Geschaftsfiihrer der KRAGES,
hinsichtlich der brigen Landesbediensteten von der Landesregierung zu verfugen. Der die Zuweisung
einer Beamtin oder eines Beamten verfiigende Bescheid ist von der Geschaftsfiihrerin oder dem Ge-
schaftsfihrer der KRAGES als Dienstbehdrde erster Instanz zu erlassen und kann bei der Landesregie-
rung als Dienstbehdrde zweiter Instanz angefochten werden.

(4) Die Zustandigkeit zur Vertretung des Landes Burgenland als Dienstgeber gegeniiber den einem
Rechtstréger zugewiesenen Landesvertragsbediensteten richtet sich nach § 2. Hievon unberthrt bleibt das
Recht des Rechtstrégers, eigenes Personal auBerhalb des Anwendungsbereichs des Landesvertrags-
bedienstetengesetzes 1985 aufzunehmen.

(5) Die Landesregierung ist gegenuber den einem Rechtstrdger zugewiesenen Landesbeamtinnen und
Landesbeamten Dienstbehdrde.

(6) Das flr Personalangelegenheiten zustdndige Mitglied des Vorstands oder der Geschéftsfilhrung
des Rechtstragers ist fachlich und innerdienstlich VVorgesetzte oder Vorgesetzter der oder des zugewie-
senen Landesbediensteten.

§2b
Weisungszusammenhang

Die mit den Aufgaben der Dienstbehorde oder des Dienstgebers sowie mit den Aufgaben der oder des
Vorgesetzten betrauten Organe der KRAGES und die mit den Aufgaben der oder des Vorgesetzten
betrauten Organe des Rechtstragers sind in diesen Angelegenheiten an die Weisungen der Landes-
regierung gebunden. Wird eine Weisung im Sinne des ersten Satzes von einem Organ der KRAGES oder
eines Rechtstragers nicht befolgt, so geht die Zustandigkeit in dieser konkreten Angelegenheit auf die
Landesregierung uber. Die vom Zustandigkeitsiibergang betroffenen Bediensteten sowie das im zweiten
Satz angefiihrte Organ der KRAGES oder des Rechtstréagers sind vom Zustandigkeitsiibergang unver-
ziiglich schriftlich zu verstandigen.”
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9. § 3 lautet:
1,§ 3

In-Kraft-Treten
(1) Dieses Gesetz tritt mit 1. Janner 1993 in Kraft.

(2) Der Titel und 881, 2, 2a und 2b in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 10/2009 treten mit
1. Janner 2009 in Kraft.”

Der Président des Landtages: Der Landeshauptmann:
Prior NieRl

11. Gesetz vom 30. Oktober 2008, mit dem das Gesetz Uiber die Burgenlandische Gesund-
heits- und Patientenanwaltschaft gedndert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Das Gesetz Uber die Burgenldndische Gesundheits- und Patientenanwaltschaft, LGBI. Nr. 51/2000,
wird wie folgt geandert:

1. Der Gesetzestitel lautet:

.»Gesetz Uber die Burgenlandische Gesundheits-, Patientinnen-, Patienten- und Behinder-
tenanwaltschaft - Bgld. GPB-A-G*

2. 81 lautet:
"§ 1

Einrichtung einer Burgenléandischen Gesundheits-, Patientinnen-,
Patienten- und Behindertenanwaltschaft

(1) Zur Wahrung der Rechte und Interessen der Patientinnen und Patienten in allen Bereichen des Ge-
sundheitswesens, zur Wahrung der Rechte und Interessen von Bewohnerinnen und Bewohnern von Alten-
wohn- und Pflegeheimen sowie zur Wahrung der Rechte und Interessen von Menschen mit Behinderun-
gen im Burgenland wird beim Amt der Burgenladndischen Landesregierung eine Burgenlandische Ge-
sundheits-, Patientinnen-, Patienten- und Behindertenanwaltschaft eingerichtet.

(2) Durch dieses Gesetz wird die Tatigkeit anderer Einrichtungen, Vereinigungen und Personen, die
der Wahrung der Rechte und Interessen von Patientinnen und Patienten und von Menschen mit Behinde-
rungen dienen, nicht beriihrt. Insbesondere bleiben die Befugnisse der VVolksanwaltschaft unberihrt.*

3. 82 Abs. 1 lautet:

»(1) Zur Erfullung ihres in § 1 genannten Auftrags kommen der Burgenlandischen Gesundheits-, Patien-
tinnen-, Patienten- und Behindertenanwaltschaft folgende Aufgaben zu:

1. Entgegennahme und Bearbeitung von Beschwerden

a) von Patientinnen und Patienten, deren Vertrauenspersonen sowie deren gesetzlichen Vertreter-
innen und Vertretern iber die Unterbringung, Versorgung, Betreuung oder Heilbehandlung in
burgenléndischen Krankenanstalten sowie tber behauptete Méngel in sonstigen Bereichen des
Gesundheitswesens im Burgenland, insbesondere hinsichtlich der Téatigkeit von frei praktizie-
renden Arztinnen und Arzten, Zahnarztinnen und Zahnéarzten, Heilmasseurinnen und Heilmas-
seuren, Apothekerinnen und Apothekern, Dentistinnen und Dentisten, Hebammen, Psychothe-
rapeutinnen und Psychotherapeuten, Angehdrigen des gehobenen Dienstes fiir Gesundheits-
und Krankenpflege, der gehobenen medizinisch-technischen Dienste sowie den in den Bereichen
des Rettungswesens, des Krankentransports und der Hauskrankenpflege tatigen Personen,

b) von Menschen mit Behinderungen, deren Vertrauenspersonen sowie deren gesetzlichen
Vertreterinnen und Vertretern (iber die Unterbringung, Versorgung und Betreuung in burgen-
landischen Behinderteneinrichtungen sowie - unbeschadet der Kompetenzen des Bundes -
Uber behauptete Méangel im Sinne einer allgemeinen Ansprechstelle fiir Menschen mit Behin-
derungen zur leichteren Bewéltigung ihrer Probleme,
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¢) von Bewohnerinnen und Bewohnern von Altenwohn- und Pflegeheimen, deren Vertrauensper-
sonen sowie deren gesetzlichen Vertreterinnen und Vertretern tber die Unterbringung, Ver-
sorgung, Betreuung oder Heilbehandlung in burgenlédndischen Altenwohn- und Pflegeheimen
sowie Uber behauptete Mangel im Sinne einer allgemeinen Ansprechstelle zur leichteren Be-
waltigung ihrer Probleme;

2. Entgegennahme und Prufung von Anregungen und Verbesserungsvorschldgen in Angelegenheiten
gemélR Z 1;

3. Beratung, Information und Hilfestellung in Angelegenheiten gemaRi Z 1;

4. Erstellung von Empfehlungen an die zustandigen Personen, Organe oder Einrichtungen in Ange-
legenheiten gemald Z 1;

5. Erteilung von Auskiinften in Angelegenheiten gemaR Z 1 nach MaRgabe der Bestimmungen des
Bgld. Auskunftspflicht-, Informationsweiterverwendungs- und Statistikgesetzes (Bgld. AISG),
LGBI. Nr. 14/2007, in der jeweils geltenden Fassung;

6. Zusammenarbeit mit sonstigen Einrichtungen, deren Tétigkeit sich (auch) auf das Gesundheits-
wesen (Sozialversicherungstrager, Interessenvertretungen, private Krankenversicherungen, etc.)
und Angelegenheiten von Menschen mit Behinderungen (Behindertenorganisationen, Interessen-
vertretungen, etc.) bezieht.*

4. In 8 2 Abs. 2 wird die Wortfolge ,,Burgenléandische Gesundheits- und Patientenanwaltschaft* durch die
Wortfolge ,,Burgenldndische Gesundheits-, Patientinnen-, Patienten- und Behindertenanwaltschaft* er-
setzt.

5. In 82 Abs.2 wird nach der Wortfolge ,,oder Anregungen“ die Wortfolge ,und Verbesserungs-
vorschlagen* eingefiigt.

6. In 8 2 Abs. 3 wird die Wortfolge ,,Burgenléandische Gesundheits- und Patientenanwaltschaft durch die
Wortfolge ,,Burgenlandische Gesundheits-, Patientinnen-, Patienten- und Behindertenanwaltschaft ersetzt.

7. In 8 2 Abs. 4 wird nach der Wortfolge ,,der allgemeinen 6ffentlichen Krankenanstalten* die Wortfolge
»der Kuranstalten, Altenwohn- und Pflegeheime sowie der Behinderteneinrichtungen* eingefiigt.

8. In 8 2 Abs. 4 wird die Wortfolge ,,Burgenléandische Gesundheits- und Patientenanwaltschaft durch die
Wortfolge ,,Burgenlandische Gesundheits-, Patientinnen-, Patienten- und Behindertenanwaltschaft” ersetzt.

9. § 3 lautet:

»83
Befugnisse

(1) Die Burgenlandische Gesundheits-, Patientinnen-, Patienten- und Behindertenanwaltschaft ist be-
rechtigt, soweit dies zur Erfullung ihrer in § 2 genannten Aufgaben erforderlich ist und Angelegenheiten
des Gesundheitswesens sowie Belange von Menschen mit Behinderungen im Burgenland im Rahmen der
Landes- oder Gemeindeverwaltung betrifft, von den zustédndigen Landes- oder Gemeindeorganen - nach
schriftlicher Erméchtigung zur Einholung entsprechender Auskinfte durch die betreffende Patientin oder
den Patienten, den Menschen mit Behinderung oder die Bewohnerin oder den Bewohner eines Alten-
wohn- und Pflegeheims - schriftliche oder mindliche Stellungnahmen sowie die Gewéhrung von Akten-
einsicht zu verlangen. Diese Organe haben, falls ein solches Verlangen im Sinne des ersten Satzes und
sonstiger Rechtsvorschriften (insbesondere datenschutzrechtlicher Bestimmungen) rechtméaRig erfolgt,
derartigen Verlangen - nach MalRgabe des Umfangs dieser Erméchtigung und der der Patientin oder dem
Patienten, des Menschen mit Behinderung oder der Bewohnerin oder des Bewohners eines Altenwohn-
und Pflegeheims in der jeweiligen Angelegenheit selbst zukommenden Auskunftsrechte - zu entsprechen,
wobei gesetzliche Verschwiegenheitspflichten nicht wirksam sind.

(2) Die Burgenlandische Gesundheits-, Patientinnen-, Patienten- und Behindertenanwaltschaft kann,
soweit dies zur Erfullung ihrer in § 2 genannten Aufgaben erforderlich ist, in Angelegenheiten des Ge-
sundheitswesens sowie Angelegenheiten von Menschen mit Behinderungen im Burgenland, die nicht im
Rahmen der Landes- oder Gemeindeverwaltung zu besorgen sind, die betreffenden, in 82 Abs.1 Z 1
genannten Personen oder Einrichtungen um schriftliche oder mindliche Stellungnahme ersuchen. Wenn
die Patientin oder der Patient, der Mensch mit Behinderung oder die Bewohnerin oder der Bewohner
eines Altenwohn- und Pflegeheims der Burgenlédndischen Gesundheits-, Patientinnen-, Patienten- und
Behindertenanwéltin oder dem Burgenléndischen Gesundheits-, Patientinnen-, Patienten- und Behinder-
tenanwalt eine schriftliche Ermédchtigung zur Einholung der entsprechenden Auskinfte erteilt und der
Auskunftserteilung auch keine sonstigen Rechtsvorschriften (insbesondere datenschutzrechtliche Be-
stimmungen) entgegenstehen, haben die im ersten Satz genannten Personen und Einrichtungen - nach
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MaRgabe des Umfangs dieser Erméachtigung und der der Patientin oder dem Patienten, dem Menschen mit
Behinderung oder der Bewohnerin oder dem Bewohner eines Altenwohn- und Pflegeheims in der jeweili-
gen Angelegenheit selbst zukommenden Auskunftsrechte - solchen Ersuchen zu entsprechen.*

10. In § 4 wird die Uberschrift ,,Anhorungspflicht* durch die Uberschrift ,,Anhérungsrecht ersetzt.

11. In § 4 wird die Wortfolge ,,Burgenldndischen Gesundheits- und Patientenanwaltschaft” durch die
Wortfolge ,,Burgenlandischen Gesundheits-, Patientinnen-, Patienten- und Behindertenanwaltschaft*
ersetzt.

12. In § 4 wird die Wortfolge ,,in grundlegenden patientenrelevanten Fragen“ durch die Wortfolge ,,in
grundlegenden gesundheits-, patientinnen-, patienten- und behindertenrelevanten Fragen* ersetzt.

13. In § 5 wird die Uberschrift »Burgenlandischer Gesundheits- und Patientenanwalt (Burgenlandische
Gesundheits- und Patientenanwaltin)“ durch die Uberschrift ,,Bestellung* ersetzt.

14. 85 Abs. 1 lautet:

»(1) Mit der Leitung der Burgenlandischen Gesundheits-, Patientinnen-, Patienten- und Behinderten-
anwaltschaft ist von der Landesregierung nach &ffentlicher Ausschreibung eine Burgenlandische Gesund-
heits-, Patientinnen-, Patienten- und Behindertenanwéltin oder ein Burgenlandischer Gesundheits-, Pati-
entinnen-, Patienten- und Behindertenanwalt flr die Dauer von jeweils hdchstens flinf Jahren zu betrauen.
Wiederbestellungen sind zuléssig. Auf die Neuaufnahme einer Burgenlédndischen Gesundheits-, Patien-
tinnen-, Patienten- und Behindertenanwaltin oder eines Burgenlandischen Gesundheits-, Patientinnen-,
Patienten- und Behindertenanwalts in den Landesdienst ist das Objektivierungsgesetz, LGBI. Nr. 56/1988,
in der jeweils geltenden Fassung, nicht anzuwenden.*

15. In § 5 wird der Abs. 3 durch folgende Abs. 3 und 4 ersetzt:

»(3) Die Bediensteten der Burgenlédndischen Gesundheits-, Patientinnen-, Patienten- und Behinderten-
anwaltschaft sind in fachlicher Hinsicht an die Weisungen der Burgenlandischen Gesundheits-, Patientin-
nen-, Patienten- und Behindertenanwaéltin oder des Burgenlandischen Gesundheits-, Patientinnen-, Patien-
ten- und Behindertenanwalts gebunden.

(4) Das Land hat den Personal- und Sachaufwand fir die Tétigkeit der Burgenldndischen Gesund-
heits-, Patientinnen-, Patienten- und Behindertenanwaltschaft zu tragen.”

16. Nach 8§ 5 wird folgender § 5a eingefiigt:
»8 5a
Abberufung

Die Landesregierung hat die Burgenlandische Gesundheits-, Patientinnen-, Patienten- und Behinder-
tenanwaéltin oder den Burgenlandischen Gesundheits-, Patientinnen-, Patienten- und Behindertenanwalt
von ihrer oder seiner Funktion zu entheben, wenn sie oder er die ordnungsgemé&Re Erflllung der nach
diesem Gesetz zu besorgenden Aufgaben nicht mehr gewéhrleistet oder wenn die Burgenldndische Gesund-
heits-, Patientinnen-, Patienten- und Behindertenanwaéltin oder der Burgenlandische Gesundheits-, Patientin-
nen-, Patienten- und Behindertenanwalt ihre oder seine Pflichten grob verletzt oder vernachlassigt.*

17. In § 6 wird die Wortfolge ,,Die Burgenlandische Gesundheits- und Patientenanwaltschaft” durch die
Wortfolge ,,Die Burgenlandische Gesundheits-, Patientinnen-, Patienten- und Behindertenanwaltschaft*
ersetzt.

18. In 8 7 wird die Wortfolge ,,der Burgenlandischen Gesundheits- und Patientenanwaltschaft* durch die
Wortfolge ,,der Burgenlédndischen Gesundheits-, Patientinnen-, Patienten- und Behindertenanwaltschaft*
ersetzt.

19. Der Text des § 8 erhélt die Absatzbezeichnung ,,(1)* und folgender Abs. 2 wird angefugt:
»(2) Der in § 6 genannte Bericht ist fur den Bereich der Behindertenanwaltschaft erstmals im Jahr
2010 zu erstatten.”

Der Président des Landtages: Der Landeshauptmann:
Prior NieRl
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12. Gesetz vom 30. Oktober 2008 mit dem das Burgenlandische Luftreinhalte- und
Heizungsanlagengesetz 1999 geéndert wird

Der Landtag hat beschlossen:

Das Burgenlandische Luftreinhalte- und Heizungsanlagengesetz 1999 - Bgld. LHG 1999, LGBI.
Nr. 44/2000, in der Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 32/2001, wird wie folgt gedndert:

1. Der Titel des Gesetzes lautet:

,»Gesetz Uber das Inverkehrbringen und den Betrieb von Heizungsanlagen, tber die
Reinhaltung der Luft beim Betrieb von Heizungsanlagen sowie tiber die Uberpriifung von
Klimaanlagen (Burgenléandisches Luftreinhalte-, Heizungsanlagen- und Klimaanlagen-
gesetz 2008 - Bgld. LHKG 2008)*

2. Im Inhaltsverzeichnis lautet der Eintrag zum 5. Abschnitt:

,,D. Abschnitt

§19 Uberpriifung von Heizungsanlagen

§19a Einmalige Inspektion von Heizungsanlagen

§190  Wiederkehrende Uberpriifung von Klimaanlagen

§20  Uberpriifungsorgane fiir die Uberpriifung von Heizungsanlagen

§20a Uberpriifungsorgane fiir die einmalige Inspektion von Heizungsanlagen
§20b  Uberpriifungsorgane fiir die wiederkehrende Uberpriifung von Klimaanlagen
§21 Berechtigte und Verpflichtete

§22 Inanspruchnahme von Liegenschaften, Auskunftspflicht*

3.8 1 Abs. 1 lautet:

»(1) Ziel dieses Landesgesetzes ist

1. die VVorsorge gegen schadliche Veranderungen der natiirlichen Zusammensetzung der freien Luft
durch luftfremde Stoffe (Rauch, Staub, Russ, Gase etc.) und die effiziente Energienutzung beim
Betrieb von Heizungsanlagen, die ausschlieBlich oder zu einem erheblichen Teil der Beheizung
von Raumen oder der Warmwasserbereitung dienen und

2. die effiziente Energienutzung beim Betrieb von Klimaanlagen mit einer Nennleistung von mehr als
12 K

4. In 8§ 2 Abs. 1 wird am Ende der Z 2 das Wort ,,und“ und in der Z 3 der Satzpunkt jeweils durch einen
Beistrich ersetzt; folgende Z 4 und 5 werden angefligt:

4. die Uberpriifung und einmalige Inspektion von Heizungsanlagen und
5. die wiederkehrende Uberpriifung von Klimaanlagen mit einer Nennleistung von mehr als 12 k

5. Im § 3 wird nach Z 7 folgende Z 7a eingefiigt:

»fa. Ein Heizkessel ist die kombinierte Einheit aus Gehduse und Brenner zur Abgabe der Ver-
brennungswarme an Wasser.“

6. Im § 3 wird nach Z 21 folgende Z 21a eingefigt:
»21a. Nennleistung in (kW) ist die maximale Warmeleistung bzw. Kélteleistung eines Heizkessels oder
einer Klimaanlage, welche vom Hersteller fiir den kontinuierlichen Betrieb, bei Einhaltung des
von ihm angegebenen Wirkungsgrads, angegeben und garantiert wird.*

7. Im § 3 wird folgende Z 37 angefigt:

,»37. Eine Klimaanlage ist eine Kombination sdémtlicher Bauteile, die flir eine Form der Luftbehand-
lung erforderlich sind, bei der die Temperatur, eventuell gemeinsam mit der Beluftung, der
Feuchtigkeit und der Luftreinheit, geregelt wird oder gesenkt werden kann. Zu- und Abluftanla-
gen ohne Kihlfunktion sind davon nicht umfasst.*

8. Im § 19 wird folgender Abs. 9 angefligt:

»(9) Prufbefunde geméR § 19a Abs. 6 sind im Priifbuch bis zum Austausch oder zur Stilllegung der
Heizungsanlage aufzubewahren und auf Verlangen der Behdrde zur Einsichtnahme vorzulegen.*
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9. Nach § 19 werden folgende §8 19a und 19b eingefugt:

,»8 19
Einmalige Inspektion von Heizungsanlagen

(1) Heizungsanlagen mit Heizkesseln mit einer Nennwarmeleistung tber 20 kW, die alter als 15 Jahre
sind (Typenschild oder gleichwertige Nachweise), sind einer einmaligen Inspektion dahin zu unterziehen,
ob eine Uberdimensionierung der Feuerungsanlage im Verhaltnis zur Heizlast oder ein hoher spezifischer
Brennstoffverbrauch vorliegt oder ob Verbesserungen zur Senkung des Energieverbrauchs und zur Be-
grenzung der Schadstoffemissionen méglich sind. Ausgenommen davon sind Anlagen, fur die bereits eine
nach Abs. 3 gleichwertige Uberpriifung oder Beratung nachweislich stattgefunden hat.

(2) Die Eigenttimerin oder der Eigentiimer von Heizungsanlagen im Sinne des Abs. 1 ist verpflichtet, die
einmalige Inspektion von Heizungsanlagen durch Uberpriifungsorgane gemdl 8 20a durchfiihren zu lassen.

(3) Die Landesregierung hat mit Verordnung néhere Regelungen uber Inhalt und Umfang der einmali-
gen Inspektion von Heizungsanlagen, inshesondere uber die zu erhebenden Daten Uber die Heizungsanla-
ge, die Warmwasserbereitung, die Warmeverteilung und -abgabe, den Brennstoff- und Energieverbrauch
unter Beriicksichtigung der Regeln der Technik und die Héhe der Tarife zu erlassen.

(4) Die einmalige Inspektion von Heizungsanlagen hat nach den Regeln der Technik zu erfolgen. Die
Landesregierung hat mit Verordnung nahere Regelungen tber den Inhalt und die Verwendung bestimmter
Formblétter fur die Prifbefunde fir die einmalige Inspektion von Heizungsanlagen im Sinne des Abs. 1
bis zu einer Nennwarmeleistung von 100 kW festzulegen. Die Inspektion hat unter Verwendung der in
dieser Verordnung festgelegten Formulare zu erfolgen.

(5) Ist die Feuerungsanlage im Verhaltnis zur Heizlast des Gebaudes um mehr als 50 % Uberdimensi-
oniert und besteht kein ausreichend dimensionierter Pufferspeicher, liegt ein hoher spezifischer Brenn-
stoffverbrauch vor oder sind sonstige Mangel vorhanden, sind der Eigentiimerin oder dem Eigentumer der
Anlage Ratschlage fur Verbesserungen am Heizungssystem und fiir Alternatividsungen zu geben.

(6) Die Prifbefunde der einmaligen Inspektion sind von der Eigentimerin oder dem Eigentlimer der
Heizungsanlage im Prifbuch zumindest bis zum Austausch oder zur Stilllegung der Feuerungsanlage
aufzubewahren und auf Verlangen der Behorde vorzulegen.

§19b
Wiederkehrende Uberpriifung von Klimaanlagen

(1) Klimaanlagen mit einer Nennleistung von mehr als 12 KW sind von der Eigentimerin oder vom
Eigentimer alle drei Jahre einer wiederkehrenden Uberprifung durch Uberpriifungsorgane gemald § 20b
unterziehen zu lassen.

(2) Die wiederkehrende Uberpriifung hat zumindest folgende Punkte und eine Priifung des Wirkungs-
grads der Anlage und der Anlagendimensionierung im Verhaltnis zum Kihlbedarf des Gebaudes zu um-
fassen:

1. Funktionspriifung und Einstellung der verschiedenen Regeleinrichtungen;

2. Kontrolle der Kélteanlage auf Dichtheit;

3. Prifung des ordnungsgemaRen Funktionierens der Anlage insbesondere durch Uberpriifung der
Kélteverdichter, Wirksamkeit der Warmeabfihrung und der Warmetauscher, Kontrolle der Luft-
leitungen und Lufteinlasse;

. Uberpriifung der Zuléssigkeit des verwendeten Kéltemittels;

. Uberpriifung der erforderlichen Kaltemittelfillmenge;

. Beurteilung des Wirkungsgrads der Anlage und Anlagendimensionierung im Verhaltnis zum
Khlbedarf des Geb&udes.

(3) Der Eigentimerin oder dem Eigentlimer der Anlage sind erforderlichenfalls Ratschlage fiir Ver-
besserungen oder den Austausch der Klimaanlage und fir Alternativliésungen zu geben.

_ (4) Die Landesregierung hat mit VVerordnung nahere Regelungen Uber den Inhalt der wiederkehrenden
Uberprufung im Sinne der Abs. 1 bis 3, den Inhalt und die Verwendung dafiir bestimmter Formblatter fir
die Prifbefunde und die Hohe der Tarife festzulegen.

(5) Die wiederkehrende Uberpriifung von Klimaanlagen im Sinne der Abs. 1 bis 3 hat unter Verwen-
dung der in einer Verordnung der Landesregierung festgelegten Priifbefunde zu erfolgen. Prifbefunde
sind bis zum Austausch oder zur Stilllegung der Klimaanlage aufzubewahren und auf Verlangen der Be-
horde vorzulegen.”

o 01
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10. Die Uberschrift zu § 20 lautet:

,»8 20
Uberpriifungsorgane fur die Uberpriifung von Heizungsanlagen*

11. 8 20 Abs. 2 letzter Satz lautet:

.Osterreichischen Staatsbiirgerinnen und Staatsbiirgern sind Unionsbiirgerinnen und Unionsbiirger und
deren Familienangehdrige, soweit es sich aus dem Recht der Europdischen Gemeinschaften ergibt, Be-
gunstigte auf Grund des Abkommens zur Schaffung des Europdischen Wirtschaftsraums (EWR), soweit
es sich aus diesem Abkommen ergibt, Drittstaatsangehorige, die auf Grund der Richtlinie 2003/109/EG
das Recht auf langfristigen Aufenthalt innerhalb der Europdischen Gemeinschaft haben und Personen, fiir
die sich eine Gleichstellung aus Staatsvertragen ergibt, gleichgestellt.”

12. § 20 Abs. 4 lautet:
.»(4) Als Nachweis der Kenntnisse im Sinne des Abs. 3 Z 2 gilt auch:

1. ein Nachweis Uber eine mindestens gleichwertige Priifung in einem anderen Bundesland,

2. ein Nachweis Uber eine im Ausland absolvierte Ausbildung, aus der hervorgeht, dass Gleichwer-
tigkeit zur Ausbildung nach Abs. 2 vorliegt, oder im Fall eines Nachweises aus einem Herkunfts-
staat im Sinne der Z 3, dass das Ausbildungsniveau nicht wesentlich von der Ausbildung nach
Abs. 2 abweicht,

3. eine mindestens zweijahrige vollzeitliche berufliche Erfahrung in der Uberpriifung von Hei-
zungsanlagen in den vorhergehenden zehn Jahren in einem Vertragsstaat des Européischen Wirt-
schaftraums oder in einem Staat, dessen Angehdrigen Osterreich auf Grund rechtlicher Ver-
pflichtungen im Rahmen der Européischen Integration das Recht auf Berufszugang zu gewahren
hat, wenn diese Tétigkeit im Herkunftsstaat nicht geregelt ist und die betreffende Person Ausbil-
dungsnachweise vorlegt, die

a) von der zustandigen Behdrde des Herkunftsstaates ausgestellt worden sind,

b) bescheinigen, dass das Ausbildungsniveau der betreffenden Person nicht wesentlich von den
Anforderungen nach Abs. 2 abweicht, und

¢) bescheinigen, dass die betreffende Person auf die Uberpriifung von Heizungsanlagen vorberei-
tet worden ist.”

13. In § 20 werden nach Abs. 4 folgende Abs. 4a und 4b eingefiigt:

»(4a) Auf das Verfahren der Anerkennung der Gleichwertigkeit der Ausbildung ist das Allgemeine
Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 (AVG) anzuwenden.

(4b) Wird bei der Prifung von Ausbildungsnachweisen festgestellt, dass sich die Ausbildung wesent-
lich von einer Aushildung nach Abs. 4 unterscheidet, so ist der betreffenden Person die Mdglichkeit zu
geben, eine Eignungsprifung oder einen Anpassungslehrgang im Sinne der Richtlinie 2005/36/EG (iber
die Anerkennung von Berufsqualifikationen, ABI. Nr. L 255 vom 30. 09. 2005 S. 22, abzulegen oder zu
absolvieren. Legt die Landesregierung eine AusgleichsmaRnahme im Sinne der Richtlinie 2005/36/EG
fest, so muss sie zuvor priifen, ob die von der Bewerberin oder vom Bewerber wahrend ihrer oder seiner
Berufspraxis in ihrem oder seinem Herkunftsstaat erworbenen Kenntnisse die wesentlichen Unterschiede
ganz oder teilweise abdecken. Bei der Auferlegung einer AusgleichsmaBnahme steht der Antragstellerin
oder dem Antragsteller, von den Féllen des Art. 14 Abs. 3 der Richtlinie 2005/36/EG (ber die Anerken-
nung der Berufsqualifikationen abgesehen das Wahlrecht zu.*

14. Nach § 20 werden folgende 88 20a und 20b eingefiigt:

,»8 20a

Uberpriifungsorgane fiir
die einmalige Inspektion von Heizungsanlagen

(1) Personen, die eine einmalige Inspektion von Heizungsanlagen gemaR § 19a durchflihren, mussen
qualifizierte und zugelassene Fachpersonen sein. Daruiber hinaus missen sie in unabhangiger Weise ent-
weder als selbstandige Unternehmer oder Angestellte von Behérden oder privaten Stellen tétig sein kénnen.

(2) Die Landesregierung hat jene Personen zu Uberpriifungsorganen gemaR Abs. 1 zu bestellen, die un-
ter Nachweis der nachfolgend angefiihrten Kenntnisse oder VVoraussetzungen ihre Bestellung beantragen:

1. Uberprifungsorgane gemaR § 20, die zusatzlich eine einschlagige Ausbildung oder Schulung auf
dem Gebiet der effizienten Nutzung von Energie in Feuerungsanlagen unter Beriicksichtigung



74 Landesgesetzblatt Nr. 12/2009

der MaBBnahmen zum Klimaschutz und zur Erlangung von Grundkenntnissen (iber energetische
Sanierung von Geb&uden absolviert haben und Nachweise geméaR Z 2 lit. a, b, ¢, f und h vorlegen
koénnen, oder

2. Energieberaterinnen oder Energieberater, soweit sie die Voraussetzungen des § 20 Abs. 2 und
eine einschlagige Ausbildung auf folgenden Gebieten nachweisen kénnen:

a) vereinfachte Ermittlung und Abschatzung (zB Tabellenverfahren) der Geb&udeheizlast und
des Heizwarmebedarfs in Abhéngigkeit von Gebaudegrofie und -alter,

b) Berechnung der Gebdudeheizlast nach den Regeln der Technik,

¢) Ermittlung des Heizwarmebedarfs nach den Regeln der Technik,

d) Bestimmung von Wirkungs-/Nutzungsgraden von Heizungsanlagen einschlieRlich der Warm-
wasserbereitung und des Verteilsystems nach den Regeln der Technik sowie deren Abschatzung
(Tabellenverfahren),

e) Interpretation von Energietrdger-Verbrauchsdaten: Einfluss des Nutzerverhaltens und von
Klimaschwankungen auf den Energieverbrauch,

f) Abschétzung von Energiesparpotenzialen sowie der Kosten-Nutzen-Relation von bau- und
heizungstechnischen Sanierungsmanahmen,

g) Erfordernisse fur Betrieb und Wartung der Heizungsanlagen und

h) rechtliche Anforderungen an Heizungsanlagen und Bauten.

(3) 8 20 Abs. 2 vorletzter und letzter Satz, § 20 Abs. 4 (Nachweis der Kenntnisse), § 20 Abs. 4a (Ver-
fahren der Anerkennung der Gleichwertigkeit) und § 20 Abs. 4b (Ausgleichsmalinahmen durch Ausbil-
dungslehrgénge) gelten sinngemanR.

_(4) 820 Abs. 6 (Verpflichtende Fortbildung), Abs. 7 (Bestatigung mit Prifnummer, Verzeichnis der
Uberpriifungsorgane) und Abs. 8 (Widerruf der Priifbefugnis) gelten sinngemaR.

§ 20b

Uberplj_ufungsorgane far
die wiederkehrende Uberprufung von Klimaanlagen

(1) Personen, die wiederkehrende Uberpriifungen von Klimaanlagen gemiR § 19b durchfiihren, miis-
sen qualifizierte und zugelassene Fachpersonen sein. Sie missen in unabhéngiger Weise entweder als
selbstandige Unternehmerinnen oder Unternehmer oder Angestellte von Behdrden oder privaten Stellen
tétig sein kdnnen.

(2) Die Landesregierung hat jene Personen auf Antrag zu Uberpriifungsorganen gemaR Abs. 1 zu
bestellen, die nachweisen kdnnen, dass sie nach bundesrechtlichen Vorschriften (Gewerbeordnung 1994,
BGBI. Nr. 194, zuletzt geandert durch das Gesetz BGBI. | Nr. 68/2008) zur Uberpriifung von Klimaanla-
gen befugt sind. Die Landesregierung hat gleichzeitig mit der Bestellung eine Priifnummer zuzuteilen, die
bei Uberpriifungen nach diesem Gesetz anzugeben ist.

(3) Die Art der Nachweise des Inhalts und des Umfangs der Qualifikation und die Anerkennung dieser
Nachweise richten sich nach den bundesrechtlichen Vorschriften (Gewerbeordnung 1994).

(4) 8§ 20 Abs. 7 (Bestitigung mit Priifnummer, Verzeichnis der Uberpriifungsorgane) und Abs. 8 (Wi-
derruf der Prufbefugnis) gelten sinngemaR.

15. § 23 Abs. 1 lautet:

,»(1) Die Landesregierung ist zustandig

1. zur Bestellung von Uberpriifungsorganen gemaR § 20 Abs. 1 Z 5, §§ 20a und 20b und
2. zum Widerruf der Priifbefugnis gemaR §§ 20, 20a und 20b.“

16. § 24 Abs. 1 Z 11 lit. a lautet:

»a) den gemal §5 Abs. 1, 8§ 8 Abs. 4, § 14 Abs. 7 und 8, § 17 Abs. 5, 88 18 und 19 Abs. 6 und 8,
8 19a Abs. 3 und 4 und § 19b Abs. 4 erlassenen Verordnungen,*

17.1m § 24 Abs. 1 werden nach Z 13 folgende Z 13a und 13b eingefligt:

»13a. Verpflichtungen gemaR 88 19a oder 19b nicht oder nicht vollstdndig oder nicht entsprechend der
erlassenen Verordnung geméR § 19a Abs. 3 oder 4 oder § 19b Abs. 4 erfullt, oder nicht durch
Uberpriifungsorgane gemiR 88§ 20a oder 20b, oder nicht rechtzeitig im Sinne des § 26 Abs. 6
oder 7 durchfiihren l&sst,

13b. Prifbefunde gemaR § 19a Abs. 6 oder 8 19b Abs. 5 nicht auf VVerlangen der Behorde vorlegt,*
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18. Im § 24 Abs. 1 Z 14 wird am Ende der lit. b der Beistrich durch das Wort ,,oder ersetzt und folgende
lit. c angefiigt:

,»C) einmalige Inspektionen von Heizungsanlagen gemaR § 19a ohne Befugnis gemdl § 20a oder
wiederkehrende Uberpriifungen von Klimaanlagen gemiR § 19b ohne Befugnis gemal § 20b
durchfiihrt, oder Inhalte von Prufbefunden gemaR § 19a Abs. 6 oder § 19b Abs. 5 nachweis-
lich manipuliert, “

19. § 24 Abs. 2 lautet:

»(2) Verwaltungsibertretungen nach Abs. 1 Z 3, 6, 11, 12, 13, 133, 13b, 14 lit. a und 16 sind von der
Bezirksverwaltungsbehorde mit einer Geldstrafe von 22 Euro bis 2 200 Euro zu bestrafen.”

20. § 24 Abs. 3 lautet:

»(3) Verwaltungsubertretungen nach Abs. 1 Z 4, 10, 14 lit. b, 14 lit. ¢ und 15 sind von der Bezirks-
verwaltungsbehdrde mit einer Geldstrafe von 360 Euro bis zu 5 100 Euro zu bestrafen.”

21. Im 8§ 26 werden folgende Abs. 6 und 7 angefgt:

.»(6) Die am 1. Janner 2009 in Verwendung stehenden Heizungsanlagen im Sinne des § 19a in der
Fassung des Gesetzes LGBI. Nr. 12/2009, die alter als 15 Jahre sind, sind innerhalb von zwei Jahren ab dem
In-Kraft-Treten des Gesetzes LGBI. Nr. 12/2009 einer einmaligen Inspektion geméR § 19a dieses Gesetzes
zu unterziehen.

(7) Die am 1. Janner 2009 in Verwendung stehenden Klimaanlagen im Sinne des § 19b sind innerhalb
von zwei Jahren ab dem In-Kraft-Treten des Gesetzes LGBI. Nr. 12/2009 einer erstmaligen Uberprifung
gemaR § 19b dieses Gesetzes zu unterziehen.*

22. Nach § 27 Abs. 5 entfallt am Ende der Z 2 das Wort ,,und*, am Ende der Z 3 wird der Satzpunkt durch
das Wort ,,und* ersetzt und folgende Z 4, 5, 6 und 7 angefiigt:

,»4. die Richtlinie 2002/91/EG uber die Gesamtenergieeffizienz von Geb&uden, ABI. Nr.L 1 vom
04. 01. 2003 S. 65,

5. die Richtlinie 2005/36/EG (ber die Anerkennung von Berufsqualifikationen, ABI. Nr. L 255 vom
30. 09. 2005 S. 22,

6. die Richtlinie 2004/38/EG (ber das Recht der Unionsbirrger und ihrer Familienangehérigen, sich
im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten frei zu bewegen und aufzuhalten zur Anderung der Verord-
nung (EWG) Nr. 1612/68 und zur Aufhebung der Richtlinien 64/221/EWG, 68/360/EWG,
T2/194/EWG, 73/148/EWG, 75/34/EWG, 75/35/[EWG, 90/364/EWG, 90/365/EWG und 93/96/EWG,
ABI. Nr. L 158 vom 30. 04. 2004 S. 77 und

7. die Richtlinie 2003/109/EG betreffend die Rechtsstellung der langfristig aufenthaltsberechtigten
Drittstaatsangehdrigen, ABI. Nr. L 16 vom 23. 01. 2004 S. 44.“

23. Im § 27 werden folgende Abs. 6 und 7 angefugt:

.(6) Die Anderung des Titels, die Neufassung des Eintrags zum 5. Abschnitt des Inhaltsverzeichnis-
ses, die Neufassung des § 1 Abs. 1, die Anfligung des § 2 Abs. 1 Z 4 und 5, die Einfiigung des 8 3 Z 7a
und 21a, die Anfiigung des § 3 Z 37 und des § 19 Abs. 9, die Anderung der Uberschrift des § 20, des
letzten Satzes des § 20 Abs. 2 und des § 20 Abs. 4, die Einfiigung des § 20 Abs. 4a und 4b, die Anderung
des § 23 Abs. 1 und des § 24 Abs. 1 Z 11 lit. a, die Einfligung des § 24 Abs. 1 Z 13a, Z 13b, die Anfi-
gung des § 24 Abs. 1 Z 14 lit. ¢, die Anderung des § 24 Abs. 2 und 3, die Anfiigung des § 26 Abs. 6 und 7
und des § 27 Abs. 5 Z 4, 5, 6 und 7 und die Anderung des § 28 des Gesetzes LGBI. Nr. 12/2009 treten mit
dem der Kundmachung folgenden Tag in Kraft.“

(7) Die Einflgung der §8 19a, 19b, 20a und 20b tritt mit 1. Janner 2009 in Kraft.*

24. Der bisherige Text des 8§ 28 erhalt die Absatzbezeichnung ,,(1)“; folgender Abs. 2 wird angefugt:

»(2) Das Gesetz LGBI. Nr. 12/2009 wurde einem Informationsverfahren im Sinne der Richtlinie
98/34/EG vom 22. Juni 1998 uber ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen
Vorschriften, ABI. Nr. L 204 vom 21. 07. 1998 S. 37, in der Fassung der Richtlinie 2006/96/EG unterzogen
(Notifikationsnummer 2008/0276/A)."

Der Prasident des Landtages: Der Landeshauptmann:
Prior NieRl



76

Landesgesetzblatt fiir das Burgenland
Amt der Bgld. Landesregierung
Europaplatz 1, 7000 Eisenstadt

Post.at

Bar freigemacht/Postage Paid
7000 Eisenstadt
Osterreich/Austria

Das Landesgesetzblatt fiir das Burgenland wird vom Amt
der Burgenlandischen Landesregierung in Eisenstadt heraus-
gegeben und erscheint nach Bedarf.




	Kinderbildungs- und -betreuungsgesetz
	Kindergarten- und Hortedienstrechts-gesetz
	Jugendwohlfahrtsgesetz
	Übertragung von Aufgaben an die Krankenanstaltengesellschaft m.b.H.
	Gesundheits- und Patientenanwaltschaft
	Luftreinhalte- und Heizungsanlagengesetz 1999

